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für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg -Buerfurk, Delißſch-Bikkerfeld,
Paumburg- Weißenfels -Zeih, Wikkenberg Schweinitz, Torgau -Tiebenwerda und die Mansfelder Kreiſe.
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Die Bedentung des ortsüblichen Tage
lohnes für die Arbeiter.

J

Der ortsübliche Tagelohn ſpielt eine große Rolle im wirt
ſchaftlichen Leben des Arbeiters. Aber trotzdem findet man in
den Kreiſen der Arbeiterſchaft ſehr wenig Klarheit über dieſen
ſo häufig angewandten Begriff. Es war alſo eine dankbare
Aufgabe, die Eduard Greif in Nr. 8 der Kommunalen Praxis
übernommen hat, indem er die Bedeutung dieſes ortsüblichen
Tagelohnes für den Arbeiter in Bezug auf die einzelnen
ſuh eiterverſicherungszweige unterſucht und dabei wie folgt aus-

ührt:
Gar viele Arbeiter ſtehen der Frage der Erhöhung des

ortsüblichen Tagelohnes ganz kühl gegenüber und ſind der
Meinung, daß dieſe ganze Angelegenheit für die geſamte
Arbeiterſchaft wenig oder gar keine Bedeutung habe. Der
ortsübliche Tagelohn ſei ja doch nur „pro forma* von der
Regierung feſtgeſetzt, während der Arbeiter beim Abſchluſſe des
Arbeitsvertrages ganz andere Sätze verlange. Letztere zu erhöhen
ſei nur erſtrebenswert und höchſte Aufgabe der Arbeiterſchaft
ſelbſt. Auch hört man gar oft, daß der gelernte Arbeiter ſchondeshalb wenig Intereſſe an dieſer Frage Jaben könne, weil ja

der ortsübliche Tagelohn für Tagelöhner, ungelernte Arbeiter
u. ſ. w. feſtgeſetzt worden ſei.

Wenn auch der gelernte Arbeiter beim Abſchluſſe des
Arbeitsvertrages Jndividuallohn verlangt, ſo iſt doch die
Höhe des ortsüblichen Tagelohnes für alle Arbeiter eines Ortes
von der größten Bedeutung, und zwar erſt ſeit Einführung
h Arbeiterverſicherungsgeſetze, des ſogenannten Arbeiter-

utzes.

Bekanntlich beſtimmen die Regierungspräſidenten für die
Orte ihres Bezirkes nach Anhörung des Gemeindevorſtandes
oder Magiſtrats der Ortſchaften oder Städte die Höhe des
ortsüblichen Tagelohnes. Die Gemeinden haben wieder die
Pflicht, bei Beantwortung dieſer Frage die ihrer Aufſicht unter
ſtellten Krankenkaſſen und die Gewerbegerichte u. ſ. w. erſt
zu hören dieſe werden aufgefordert, Vorſchläge über die Höhe
des ortsüblichen Tagelohnes zu machen. Nach den Motiven
um Krankenverſicherungsgeſetze ſollen die Gemeinden nichtMibſt die Höhe des ortsüblichen Tagelohnes beſtimmen können,

„da die Gemeinde bei der Gemeinde-Krankenverſicherung ſelbſt-
beteiligtes Subjekt iſt. „Die Feſtſtellung dieſer Durchſchnitts
löhne“, heißt es weiter, „wird daher der höheren Verwaltungs-
behörde zu übertragen ſein, welche dieſelbe in geeigneten Fällen
ſtait für jede einzelne Gemeinde auch für ganze Bezirke, nach
Anhörung der Behörden der beteiligten Gemeindeorgane, wird
vornehmen können.“ Dies hat bekanntlich der „fortgeſchrittenſte
Bundesſtaat Mecklenburg wörtlich befolgt und für „ſein ganzes
Reich“, für alle Gemeinden, ob Stadt oder Land, einen ein-
heitlichen Tagelohn feſtgeſetzt. Bei der reaktionären Zuſammen-
ſetzung des größten Teils der Stadt oder Gemeindeparla-
mente in Deutſchland, ſowie auch der Gleichgiltigkeit vieler
Arbeiter in den Vorſtänden der Ortskrankenkaſſen u. ſ. w. iſt
es dann auch kein Wunder, daß die ortsüblichen Tagelöhne in

Deutſchland meiſtens viel zu niedrig angeſetzt, oder trotz der
oft geprieſenen allgemeinen Lohnſteigerungen in Stadt und
Land immer noch nicht erhöht worden ſind. Trotz der großen
Wohnungsnot und allgemeinen Teuerung weiſen z. B. gar
viele Großſtädte ganz lächerlich geringe Lohnſätze auf, die in
gar keinem Verhältniſſe zu den Löhnen der ungelernten
Arbeiter ſtehen, welche dieſe verdienen müſſen, um eine Familie
zu ernähren. Auch bietet ein Vergleich der ortsüblichen Tage-
löhne der einzelnen Städte Deutſchlands gar kein Bild der
wirklichen ſozialen Lage ihrer Einwohner.

Sehen wir, welche Bedeutung die Höhe des ortsüblichen
Tagelohnes bei den einzelnen Verſicherungsgeſetzen hat.

a) Krankenverſicherung.
Auf Grund des 8 8 des Krankenverſicherungsgeſetzes iſt der

ortsübliche Tagelohn feſtzuſetzen die Gemeindekrankenverſiche-
rung hat ihren erkrankten Kaſſenmitgliedern nur die Hälfte des
ortsüblichen Tagelohnes als Krankengeld zu zahlen. Da auch
die gelernten Arbeiter, die in Orten beſchäftigt ſind, an wel
chen noch keine Ortskrankenkaſſe beſteht, der Gemeindeverſiche
rung angehören müſſen, wenn ſie nicht rechtzeitig einer freien
Hilfskaſſe beigetreten ſind, ſo müſſen dieſe auch im Erkrankungs-
falle mit 1-1.25 M. Krankengeld pro Tag zufrieden ſein.
Das Krankengeld ſoll aber doch bekanntlich der Erſatz für ent-
gangenen Arbeitslohn ſein, ſteht aber in ſolchen Fällen in gar
keinem Verhältnis zum verdienten Lohne, der unter Umſtänden
3—-5 M. pro Tag betrug. Wie groß die Zahl derer iſt, die
unter einem ſolchen Verſicherungsſyſtem zu leiden haben, zeigen
die Zahlen, daß noch in 8449 Gemeinden Deutſchlands Ge-
meindekrankenkaſſen exiſtieren, die zuſammen zirka 1223 000
Mitglieder zählen 17 Proz. aller gegen Krankheit ver-
ſicherten Arbeiter und Arbeiterinnen in Deutſchland. Bei Ver-
teilung der Kaſſenarten auf dig größeren Bundesſtaaten in
Deutſchland ergiebt ſich nach dem Prozentverhältniſſen, daß in
Preußen 17,6, in Baiern 86,8, in Sachſen 29,8, in Baden
31,7, in Heſſen 70,6 und in Braunſchweig 41,8 noch Gemeinde-
krankenkaſſen vorhanden ſind. Hartnäckig halten noch viele
Gemeindeverwaltungen an dieſem doch völlig veralteten Syſteme
der Krankenverſicherung feſt, welches doch bei Einführung des
Geſetzes nur ein Uebergangsſtadium zu den zit errichtenden
Ortskrankenkaſſen bilden ſollte. So waren Tauſende von Jn-
duſtriearbeitern der Stadt Offenbach a. M. bis vor kurzem noch
Mitglieder der dortigen Gemeindekrankenkaſſe und mußten ſich
bei verhältnismäßig hohen Löhnen in Krankheitsfällen mit 1.10
Mark Krankengeld pro Tag begnügen, da der ortsübliche Tage-
lohn dortſelbſt für erwachſene Arbeiter nur 2.20 M. beträgt.
Erſt durch den Einzug unſerer Genoſſen in das dortige Stadt-
parlament war es ermöglicht, eine Ortskrankenkaſſe an Stelle
der vom Magiſtrat ſo beliebten Gemeindeverſicherung zu er-
richten, in welcher doch die verſicherten Arbeiter die Selbſt-
verwaltung haben und jetzt das Doppelte an Krankengeld gegen
früher erhalten. Hingegen waren alle Beſtrebungen der Ar
beiterſchaft der großen Jnduſtrieſtadt Nürnberg, die Ge-
meindeverſicherung daſelbſt zu beſeitigen, bis jetzt erfolglos. Jn
Nürnberg exiſtiert nur eine Ortskrankenkaſſe für das poly-
graphiſche Gewerbe mit geringer Mitgliederzahl, während mehr
als 30000 Arbeiter und Arbeiterinnen der Gemeindekranken
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kaſſe angehören müſſen, die im Krankheitsfalle (im Höchſtfalle)
1.20 M. Krankengeld pro Tag gewähren kann. Auch auf die
letzte Eingabe der dortigen Arbeiterſchaft, welche in einer impo-
ſanten Verſammlung am 28. Oktober 1900 die Errichtung einer
Ortskrankenkaſſe forderte, hatte der dortige freiſinnige Magiſtrat
nur die Antwort, daß wohl die Ortskrankenkaſſe höhere Lei-
ſtungen gewähre, daß aber auch Arbeitgeber wie Arbeitnehmer
durch höhere Beiträge mehr belaſtet würden u. ſ. w.

Auch das Hilfskoſſengeſetz ſchreibt den freien Hilfskaſſen vor,
daß dieſelben mindeſtens die Hälfte des ortsüblichen Tagelohnes
an Krankengeld gewähren müſſen, wenn ihre Kaſſenmitglieder
vom Beitritt zu der Ortskrankenkaſſe des Beſchäftigungsortes
befreit ſein ſollen. Obwohl dies das Minimum der Kaſſen-
leiſtungen ſein ſoll, im Gegenſatze zu den Gemeindekrankenkaſſen,
gewähren auch nur viele Hilfskaſſen, ſpeziell die lokalen Hilfs-
kaſſen, dieſe minimalen Krankengeldſätze, würden aber auch bei
ihrem geringen Mitgliederſtand und Art ihrer Verwaltung der
Auflöſung verfallen, wenn die ortsüblichen Tagelöhne erhöht
würden. Dagegen haben es die zentraliſierten Hilfskaſſen
längſt verſtanden, ohne Anlehnung an die ortsüblichen Tage-
löhne bei entſprechender Beitragsleiſtung auch höhere Kranken-
unterſtützung zu zahlen.

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 4. Juni 1901.

Kaiſerreden und die Oeffentlichkeit.
Wie ſchon mitgeteilt, weilten in der vorigen Woche fran

zöſiſche Gäſte am Berliner Hofe. Zu deren Bewillkommnung
hielt Wilhelm II. eine Rede, in welcher er das Zarentelegramm
mitteilte. Groß mag die Verwunderung des Reichskanzlers
geweſen ſein, als er im Lokalanzeiger den Wortlaut dieſer
Kaiſerrede gefunden hat. Denn bekanntlich ſoll die Wiedergabe
von Kaiſerreden erſt dann erfolgen, wenn ſie erſt der amtlichen
Einſicht des Reichskanzlers unterlegen haben. Und nun erhält
dieſer auf einmal erſt durch das Scherlſche Senſationsblatt

von dieſer Kaiſerrede. Jn einem geharniſchten Ar-
tikel mußte daher dem geſchwätzigen Lokalanzeiger der Text ge-
leſen werden, und die Nordd. Allg. Ztg. ſchrieb jedenfalls auf
Grund Bülowſcher Jnſpirationen:

„Ein hieſiges Lokalblatt hat Mitteilungen über einen Trink-
ſpruch veröffentlicht, den Se. Majeſtät der Kaiſer im Offiziers-
kaſino des 2. Garde- Regiments zu Fuß nach dem Exerzieren
der 2. Garde-Jnfanteriebrigade gehalten hat. Von einiger
Ungenauigkeit abgeſehen, iſt die Anſprache im ganzen wieder-
gegeben. Obwohl ihr Jnhalt auf allgemeine Zuſtimmung
rechnen konnte, müſſen wir doch darauf aufmerkſam machen,
daß die Publikation in dem Lokalblatt auf einem Ver-
trauensmißbrauch beruht, da die in ſolchen Fällen
notwendige Autoriſation zu der Veröffentlichung nicht erteilt
worden war. Es widerſpricht den Allerhöchſten
Jntentionen und ausdrücklichen Weiſungen Sr.Majeſtät, daß Anſprachen und Aeußerungen Allerhöchſt-
desſelben bei militäriſchen Anläſſen und in kameradſchaft-
lichen Kreiſen ohne ausdrückliche Ermächtigung durch
die Preſſe verbreitet werden.“
Zu dieſer ſcharfen Zurechtweiſung durch das Kanzlerblatt

Der Bräſident.
Roman von Karl Emil Franzos.

27 [Nachdr. verb.Da, plötzlich, hörten jene Hinderungen auf. Als der Präſi-
dent eines Morgens, kurz nachdem jene Nachricht ſeiner Maß-
regelung in den Zeitungen geſtanden, im Bureau erſchien, fand
er auf ſeinem Tiſche, ſeit Wochen zum erſtenmal, keine Anzeige
der Volizei mehr. Das konnte ein Zufall ſein, aber als ſie
auch am nächſten Tage fehlte, atmete er auf.

Der Polizeidirektor von B. war ein eifriger Diener ſeiner
Herren; wenn dieſer Mann binnen zweimal vierundzwanzig
Stunden auch nicht die geringſte Hochverräterei entdeckte, ſo
hatte das ſicherlich gute Gründe. Ebenſo ließ der Staatsanwalt

nichts mehr von ſich hören. eSie haben angeſichts des allgemeinen Unwillens die Kou-
rage halb und halb verloren!“ rief Berger triumphierend.
Franz ſagt mir, daß Brigitta ſchon übermorgen nach Graz
re ſen ſoll. Laß ſie noch einige Tage hier, erſpare es der alten
Dame, die Reiſe nach P. auf dem großen Umwege über Graz

machen zu müſſen.“ e u. aDaß kannſt Du nicht im Ernſte hoffen,“ wehrte der Prä
dent ab, J ſo ging denn Serge Piter in das Zimmer Bri-
zittas, um Abſchied von ihr zu nehmen.nlein las eben eifrig in einem Buche, welchesDas alte Fräuleir Die be Siſie bei ſeinem Eintritt raſch zur Seite hrachte. „Jch habe Sie
geſtört,“ ſagte Berger Was haben Sie eben ſo emſig

ſtudiert m e S„O, einen Roman,“ erwiderte ſie haſtig. Sie hatte ge-
jete Lider, ſie mußte in letzter Zeit viel geweint haben.J ehe es de eine Beſchreibung von Graz,

ſagte er ſchergend. Mir ſcheint, Sie haben eine rechte Furcht
vor dieſer unheimlichen Stadt, in welcher das Leben ſo gewal
tig tobt und brandet!“ nd er ſuchte ihr dieſe gercht zu be
nehmen, indem er e viel von den ſtillen, engen Verhältniſſen
der Stadt an der Mur erzählte.ded er ſo ſprach, alt das Buch, welches ſie vorhin auf
ihr Vahtaſtchen gelegt, zur Erde weder und er hob es auf.
h. ſie ſich danach vücken könnte. Es war eine franzöſiſche

Grammatik. „Was Teufel!“ rief er erſtaunt, „Sie nehmen die
Studien Jhrer J

Die alte Dame ſta dunkle Röte im Antlitz, als
hätte er ſie bei einem Verbrechen ertappt. „Man hat mir ge
ſagt, ſtammelte ſie, „daß daß man dort mit dem Deutſchen
allein ſchwer durchkommt

„Jn Graz Berger mußte herzlich lachen. „Wer hat ſich
dieſen Scherz mit Jhnen erlaubt? Beruhigen Sie ſich, mit
den Grazer Franzoſen werden Sie auch ohne Grammatik fer
tig.“ Noch immer lachend, drückte er ihr zum Abſchied die
Hand, verſprach, ſie in Graz zu beſuchen, und ging.
Jnzwiſchen wuchs die Erregung, in welche Preſſe und Be
völkerung durch die „Affaire Sendlingen“ verſetzt worden, von
Tag zu Tag. Jn B. tauchten immer neue Vorſchläge auf, die
Ovation recht großartig und ungewöhnlich zu geſtalten. Es
genügte dem Enthuſiasmus nicht, daß ſich die aufgelegte Adreſſe
mit Tauſenden von Unterſchriften bedeckte. Jm Gemeinderat
wurde der Antrag geſtellt, eine Hauptſtraße nach dem Gefeier-
ten zu benennen: einige hervorragende Männer der Stadt
wollten Beiträge zu einer „Sendlingen-Stiftung“ ſammeln,
deren Ertrag ſolchen Beamten zu gute kommen ſollte, die gleich
em Präſidenten Opfer ihrer Ueberzeugungstreue geworden:

die Turnvereine beſchloſſen einen Fackelzug.. Der Obmann des
Feſtkomitees es war der Chef des erſten Bankhauſes der
Stadt geriet in ernſtliche Verlegenheit; er wußte noch immer
nicht, welche Huldigungen ſich der Präſident eigentlich werde
gefallen laſſen, und erſuchte Berger um ſeine Vermittlung.
„Retten Sie mich!“ bat der lebhafte Mann. Die Leute
drängen, der Präſident ſchweigt. Geſtern hoffte ich ſchon eine
zuſtimmende Antwort zu erhalten, aber er brach wieder ab und
ſprach von unſeren Geſchäften.“

„Von welchen Geſchäften fragte der Anwalt.
„Jch führe jetzt eine ziemlich verwickelte Operation für ihn

durch,“ erwiderte der Bankier. „Jch glaubte, Sie, ſein beſter
Freund, wüßten ſchon davon. Er hat die öſtreichiſchen Staats
papiere, in denen ſein Vermögen bis jetzt angelegt war, verkauft
und ſich dafür franzöſiſche, engliſche und holländiſche Werte an
geſchafft, einen kleinen Teil auch in Gold flüſſig gemacht.

rin 2“ fragte Berger befremdet. „Er bleibt ja in Oeſt-
reich.“

„Auch ich fragte ſo,“ erwiderte der Bankier, „erhielt jedoch
eine Antwort, die ich wohl oder übel als ſtichhaltig gelten laſſen

mußte. Denn ſchließlich iſt es dieſem Manne nicht zu verübeln,
wenn nach ſeinen Erfahrungen ſein Vertrauen in den Staats-
kredit ein wenig ſchwankend geworden iſt.“

Dies mußte auch Berger zugeben und berührte auch darum
in ſeiner Unterredung mit Sendlingen dieſen Punkt nicht. Be-
züglich der Ovationen erhielt er eine befriedigende Antwort.
Sendlingen acceptierte ohne weiteres Zögern das Bankett, ja
ſogar den Fackelzug. Beide ſollten am 21. Februar ſtattfinden,
alſo im buchſtäblichen Sinne des Wortes bei Abſchluß ſeiner
Thätigkeit

Auch dies
Blättern wei

urde ſofort nach Wien telegraphiert und von dar
lich ausgenützt. Selbſt in B. glaubte man ernſt-

jeden Oeſtreicher tief
beſchämenden Gerüchte; wie lange wollte die Regierung noch
mit dem Dementi zögern? So einmütig war dieſe Forderung,
ſo groß die Erregung, daß nun in der That hierauf eine Be-
ſchwichtigungsnotiz erfolgte. Die Regierung, meldete ein offi-
ziöſes Blatt, habe keinerlei Einfluß auf die Führung des Ar-
beiterprozeſſes gehabt es erhelle dies ſchon daraus, daß nach
dem gegenwärtigen Stande der Unterſuchung deren baldige
Einſtellung zweifellos ſei. Bezüglich der Stellung Sendlingens
aber liege ein „Mißverſtändnis“ vor.

Wie ſo oft bei ähnlichen Orakelſprüchen aus gleicher Quelle
fragte auch diesmal alle Welt, was dies heißen ſolle. Berger
glaubte das wenn er dem Freund zurief:„Hurra! nun haben ſie die Kourage gänzlich verloren! Sie
zaudern nur um n
öffentliche Meinung einen

Der Vräſident zuckte die
Georg!“ ſagte er.

„Jetzt! das begreife ich
einigen Monaten wirſt Du anders ſprechen!
nach Wien

Der Präſident dachte nach. „Wohl am Siebzehnten,“ er-
widerte er endlich zögernd Das heißt, wenn wir, Dernegg
und ich, die Arbeiter wirklich am Sechzehnten entlaſſen können,
wie wir hoffen

Dieſe Hoffnung erfüllte ſich; am 16. Februar 1852 konnten
die Arbeiter das Gefängnis verlaſſen. Jhr erſter Gang galt
dem Präſidenten im Namen aller hielt Johannes Novyrok eine
Dankrede an ihn.

Am nächſten Tage, den 17. Februar, ſollte Sendlingen mit
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ruck auf ſie geübt!“
Achſeln. „Mir iſt es gleichgiltig,

erwiderte dieſer eifrig. „Jn
Wann reiſeſt Du
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im Gegenſatz ſteht aber eine eigenartige Mitteilung der Kreuz
zeitung. Dieſelbe ſchreibt:

„Die Voſſ. Ztg. widmet dieſer Angelegenheit einen langenLeitartikel, der ſich zu einer politiſchen Apoſtrophe an den

Reichskanzler Grafen Bülow zuſpitzt. Wenn das genannte
Blatt übrigens ſchreibt: „Es braucht darüber kein Wort ver
loren zu werden, daß der Bericht über den Trinkſpruch
Kaiſers nicht mit ſeinem Wiſſen und Willen veröffentlicht iſt

ſo ſind wir gerade der entgegengeſetzten Anſicht. Ohne
Wiſſen und Willen Sr. Majeſtät des Kaiſers konnte dieſe
Veröffentlichung unmöglich erfolgen. Daß der LokalAnzeiger
dazu benutzt wurde, erklärt ſich wohl einfach dadurch, v
wie allgemein bekannt, dies Blatt von Sr. Majeſtät ſelbſt
regelmäßig geleſen wird.“

Jn einer ihrer letzten Nummern ſchreiben die Berl. Neueſten
Nachrichten über dieſen Gegenſtand

daß, da dieVefehlen

ausgeſprochen wird, nicht die Rede ſein kann.“
Was den Beſuch der franzöſiſchen Offiziere ſelbſt anbelangt, ſo
wird derſelbe von der bürgerlichen Preſſe in der ausführlichſten
Weiſe zu allen möglichen Völkerverbrüderungs-Tiraden aus-
gebeutet. Nur einige militärfromme Blätter ſind etwas über
die Worte des Generals Bonnal verſchnupft. Derſelbe ſagte
nämlich dem Berliner Vertreter des Figaro über das deutſche
Heer

„Es ſind ſicherlich ſchöne Truppen, aber die unſrigen ſind
gleichfalls prächtig. Beide Heere haben ihre Vorzüge und
Fehler. Nicht Parademarſch iſt es, womit man Aunſter
litz gewinnt. Jch ſchätze, daß Deutſche und Franzoſen in
jeder Hinſicht würdig ſind, ſich mit einander zu meſſen, und
daß ſie in militäriſcher Hinſicht viel Nützliches von einander

Unſere Herren Militariſten ſind über dieſe Kritik des preußiſchen
Paradedrills nicht ſehr erbaut.

Brandenburg und Oranien.
1zöſiſchen Gäſten hatte der Berliner Hof auch nochußer franz

holländiſche, nämlich die Königin Wilhelmine und ihren Gemahl.
Bei einem dieſen Gäſten zu Ehren veranſtalteten Diner hielt
Wilhelm II. eine Anſprache, in der es unter anderem heißt:

Wie ſollte auch die Königin der Niederlande auf
brandenburgiſch-preußiſchem Boden anders, als wie ein Glied
der Familie des Hauſes begrüßt werden, bei den innigen Be
ziehungen, die jahrhundertelang zwiſchen meinen Vorfahren und
den Vorfahren Eurer Majeſtät geherrſcht haben! Jch erfülle
daher nur noch einmal eine Dankespflicht, wenn ich von ganzem
Herzen betone, wie viel das Haus Brandenburg-Hohenzollern
dem Hauſe Oranien Dank ſchuldet. Arbeiten für das
Zzolk, leben, ſtreben und weben mit demſelben haben

meine Vorfahren in den Niederlanden gelernt. Einſetzen der
P n für Glaube, Freiheit und freudiges Leben, Arbeiten

Wirken für die Unterthanen, das ſind hervorragende Eigen
ſchaften des Hauſes Oranien, die meine Vorfahren und mein
H ſich von ihm angeeignet haben. Darum gipfelt heute
mein Denken in dem Wünſche, daß der gnädige Gott Eurer
Majeſtät Leben und das Eurer Majeſtät erlauchten Gemahls

im Heile Oraniens und zum Heile Hollands, was dasſelbe
bedeutet, erhalten und beſchützen möge, woran ich zugleich das

Gelö Liebe und Freundſchaft Brandenburg-
das Haus Oranien und die Niederlande nie
in den Herzen meines Hauſes und meiner

uch für Eure Majeſtät fortzuleben. Jn dieſem
das Wohl Eurer Mafeſtät.“

der Revolution und aus der Republik
Konigsthron geſtiegen. Damals haben ſie mit

und gewebt Jm Laufe der Zeit
fertig gebracht, daß die frei-

Sympathie dem republikaniſchen

vbnis knüpfe, daß die

ttte atrinke ich
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auf
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hat e preußiſche Reaktion
geſinnten Niederländer ihre

kreich zugewendet haben
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Die

Staatshilfe für die Agrarier.
Mißernte infolge Auswinterung der

Saaten und ungünſtigen Frühjahrswetters verſtehen die Agrarier
in ihrer bekannten meiſterhaften Manier für ihre Zwecke dienſt-
bar zu machen. Konſervative und liberale Blätter ſprechen
ſich für eine Unterſtützung durch den Staat im Notfalle aus.

ein die agrariſche Deutſche Tageszeitung verlangt noch mehr.
e ſchreibt

die Hilfe
ſein, ausreichend
bleibt, wie
Unterſtützung wird
weghelfen, aber kaum im
E r V n Der

drohende

und noch ſo zweckmäßig
Sie

noch ſo reichlich
im eigentlichen Sinne iſt ſie nicht

liegen, ein Almoſen. Die gewährte
die unmittelbare Notlage etwas hin-

die wirtſchaftliche
und für ſpätere Wechſel
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5 zu u Etwaiger Na eder Stundung von
aber t und bleibt, daß der Landwirt in die

e kommt, die geſtundeten Laſten und Zinſen ſpäter ohne
Mühe und zahlen zu können.“Das ſoll ungefähr ſo viel heißen, daß die Agrarier in

ünſtigen Zeiten gern den Reichtum einheimſen wollen, werdendie Verhältniſſe aber ungünſtig, ſo ſoll der Staat, alſo die

Geſa der Steuerzahler den den tragen. Jn dieſem
Sinne führt das Agrarierblatt weiter aus

„Notjahre, wie das heurige, rufen der Staatsregierung
mit eindringlicher Schärfe die Pflicht ins Gedächtnis, dafür
u ſorgen, daß die Landwirtſchaft in die Lage geſetzt wird,ſhwere Wechſelfälle und Notſtandszeiten womöglich

aus eigener Kraft zu überdauern. In dieſe Lage wirdſie nur verſetzt, wenn hre Erzeugniſſe einen die Selbſtkoſten

überſteigenden Preis behaupten, und wenn die Konkurrenz
des Auslandes nach Möglichkeit r wird.Das iſt das Hauptheilmittel, alles andere ſind Quack-
ſalbereien oder Eiſenbartkuren.“

Das heißt in allgemein h Deutſch übertragen
er mit den hohen Getreidezöllen. Die notleidenden

grarier halten ſich allein für diejenigen, welche vom Staate
berückſichtigt werden müſſen. Und die Regierung thut ihnen
auch ihren Willen. So ſoll die gragtmogt ſte Milde
gegen rückſtändige Steuerzahler auf Anordnung der Stener-
abteilung der Regierung in Marienwerder, wo Herr v. Jagow
jetzt ſeines Amtes waltet, geiübt werden. Nun iſt auch noch
angeordnet, bei der Anwendung des Zwangsbeitreibungsver-
fahrens gegen Landwirte, welche rückſtändige Staatsſteuern
oder Domänen-Amortiſationsrenten ſchulden, jede rückſichts-
loſe Strenge zu vermeiden und die größtmöglichſte Milde
u üben. Beſonders hart bedrängten Landwirten ſollen auf
eſonderen Antrag, der durch r des Gemeindevor-

ſtehers zu ſtellen iſt, Staatsſteuern und Renten bis nach der
Ernte, zunächſt bis zum 15. September geſtundet werden.

Wenn doch ſolche Rückſichtnahme auch für andere Steuer-
zahler angeordnet würde, wie für die Landwirte des Re-
ierungsbezirks Marienwerder. Daß die Bedürftigſten der

ilde teilhaftig werden, iſt übrigens noch ſehr zweifelhaft. Als
kürzlich die weſtpreußiſche Landwirtſchaftskammer tagte und über
die von der Regierung zu fordernde Hilfe beriet, wurde ver-
ſichert, daß die ganz kleinen Beſitzer ſich ſelber helfen
könnten, indem ſie ſich „lohnende Arbeit“ ſuchen.

Die Zollkonferenz.
Ueber die Gegenſtände, mit denen ſich die in Berlin zu-

ſammentretende Zollkonferenz zu beſchäftigen haben wird, hört
das B. T. von guter Seite, daß verſucht werden ſoll, eine
Einigung der auf der Konferenz vertretenen Bundesſtaaten
über das Maximum einer Erhöhung der Getreidezölle herbei-
zuführen. Weiter ſollen allgemeine Fragen erörtert werden,
wie diejenigen, ob ein Doppeltarif aufgeſtellt werden ſoll oder
nicht. Dagegen beſteht nicht die Abſicht, etwa eine ſpezielle Er
örterung der einzelnen Tarifpoſitionen vorzunehmen.

Scharfmacher Wünſche

Die Stummſche Poſt veröffentlicht „von hochgeſchätzter juriſti-
ſcher Seite den Entwurf eines Anarchiſtengeſetzes für das
Deutſche Reich, und damit man gleich weiß, wohin die Reiſe
gehen ſoll, wird in dem Artikel noch ausdrücklich geſagt: das
das Geſetz würde auch auf die Sozialdemokraten einen heil-
ſamen Druck ausüben. Dieſelben würden ſich in ihren Agita-
tionen Reden und Schriften beengt fühlen und inſofern
würde das Geſetz etwas von den Wirkungen eines Sozialiſten-
geſetzes haben. Die Spaltung, die ſich zwiſchen den gewalt-
thätigen und den Reform- Sozialdemokraten eröffnet, würde ſich
erweitern und vertiefen. Man kann den Scharfmachern nur
dankbar dafür ſein, daß ſie ihre Wünſche ſo zeitig und deutlich
offenbaren. Ausnahmegeſetze bleiben ihre letzte und wirkſamſte
Waffe. Selbſt der gewiß nicht arbeiterfreundliche gegenwärtige
Reichstag hat aber bekanntlich keine Luſt, ſich an den Ausnahme-
geſetzen die Finger zu verbrennen.

Marinejuſtiz. Das Kriegsgericht zu Kiel verurteilte den
Heizermatroſen Molin vom Kreuzer „Freya“, welcher anläßlich
der Apenrader Landungsmanöver zwei Vorgeſetzte thätlich in
ſultiert hatte, zu 3/2 Jahren Gefängnis. Ferner wurde
Marinefeldwebel Klünder wegen mehrfacher Unterſchlagungen
zu elfmonatiger Gefängnisſtrafe verurteilt.

Ausland.
Oeſtreich. Blatternepidemie in Tirol. Die Münch.

Poſt ſchreibt: „Wie uns von ſehr zuverläſſiger Seite ſoeben
mitgeteilt wird, ſind in Kufſtein, Jnnsbruck, ſowie in einigen
Ortſchaften Nordtirols Fälle von ſchwarzen Blattern konſtatiert
worden. Obwohl der eine Fall ſchon vor Pfingſten den Be-

einem der en
veröffentlicht, um dem Pfingſtzufluß der Fremden nicht abzu
lenken.“

Dieſe Blättermeldung beſtätigt e Die Seuche wurde von
lienern eingeſ in Kufſtein und Innsbruck ſind

latternfälle vorgekommen, darunter einer mit tödlichem Aus
ge. Die den haben endlich die erforderlichenMahregein etroffen, um eine weitere Verbreitung der Krank

heit zu verhüten.

Frankreich. Politiſcher Krawall. In Toulouſe fand
Sonntag anläßlich des Vortrags des Vorſitzenden der vater
ländiſchen eine große antinationaliſtiſche Kundgebung ſtatt.
Kurz nach nung wurde ein Redner, der gegen den Kabi-
nettschef Waldeck-Rouſſeau aufgetreten war, unterbrochen. Da
rauf entſtanden große Tumulte, die Thüren des Lokals wurden
erbrochen und die Gegenkundgeber drangen ein, worauf es zum
Handgemenge kam; es fielen zwei Revolverſchüſſe; ein Pariſer
gen t erhielt einen Dolchſtich. Die Verſammlung wurde
aufgelöſt.

Belgien. Und noch mehr unbotmäßige Bürger-
wehr. Auch in Brüſſel fanden am Sonntag bei der Bürger
wehr Auftritte ſtatt, wie ſie ſich rziß in Antwerpen ereig-
neten. Mitglieder der Bürgerwehr beklagten ſich über die
Fortſetzung der Uebungen trotz der großen Hitze und trotzdem
mehrere Bürgergardiſten bereits vom Uebungsplatze wegen Er
krankung am Sonnenftich weggetragen worden waren. Die
Mitglieder der Bürgerwehr zogen unter Pfeifen und Hohnrufen
auf den Kommandanten ab. Mehrere Verhaftungen wurden
vorgenommen, ſpäter aber nicht aufrecht erhalten. Die Preſſe
ſteht ausnahmslos auf ſeiten der Bürgerwehr.

Jtalien. „König von Rom“ kann das am italieniſchen
Hofe geborene Menſchenkind nicht werden, denn es iſt „nur
ein Mädchen“. Der vorſchriftsmäßige Jubel über das freudige
Ereignis iſt natürlich nicht ausgeblieben. Ein Amneſtie-Erlaß
iſt ergangen für Vergehen auf dem Gebiete der Preſſe, für
Duellvergehen, für Strafen aus Anlaß von Deſertionen auf
Handelsſchiffen und für Verbrechen aus Anlaß der aufrühre-
riſchen Bewegung im Jahre 1898, ausgenommen der Fälle
von Mord. Endlich bezieht ſich die Amneſtie auf eine große

von Uebertretungen auf ſtraf- und zivilrechtlichem Ge
iete.

Spanien. Neue klerikale Unruhen in Sicht. Aus
Barcelona wird vom 30. Mai berichtet: Jm Hieronymus-
Kloſter hat ſich die dreißigjährige Nonne Narciſa Llovera, die
ſeit ſieben Jahren klauſuriert (d. h. eingeſperrt) iſt, vom
herab in die Kirche geſtürzt. Obſchon erheblich r ief
ſie dem Ausgang zu. Der Kloſterkaplan verſuchte mit Ge-
walt, ſie wieder ins Kloſter zu ſchaffen die Nonne wehrte ſich
aber mit Kratzen und Beißen und rief: Lieber ſterben als
wieder ins Kloſter Sie flüchtete in die nahe Apotheke; derklerikale Apotheker und der Kaplan verſuchten, ſie ins Kloſter
abzuführen. Auf ihr Geſchrei hatte ſich Volk angeſammelt, ein
Richter kam und ordnete die Ueberführung der Nonne ins
Spital an. Volkshaufen verſuchten nun, verſchiedene Klöſter,
die ihre Thore ſchloſſen, zu ſtürmen. Die Zeitungen erinnern
daran, daß das Wimmern, angeblich aus verſchiedenen Klöſtern
ehört, längſt die Meinung erzeugt habe, dort würden Jn-ſaſſen gefoltert.

Norwegen. Kommunales Stimmrecht für Männer
und Frauen. Der Staatsrat hat am Mittwoch die Be
ſchlüſſe des Storthing über die Einführung des allgemeinen
kommunalen Stimmrechts für Männer und des kommunalen
FrauenStimmrechts beſtätigt. Jm Herbſt dieſes Jahres finden
die Neuwahlen zu den Gemeindevertretungen ſtatt. Es wird
ſich dann zeigen, ob die Gaffnung der Reaktionäre, die in dem
FrauenStimmrecht ein Gegengewicht gegen den „Umſturz“ er
blicken, ſich erfüllen wird. Bei dem ſtetigen er den die
Sozialdemokratie auch in dem in politiſcher Hinſicht ſehr freien
Norwegen macht, iſt zu erwarten, daß dieſe ſehr bald in die
Gemeindevertretungen eindringt.

Afrika. Die Unruhen in Algerien haben jetzt ihr
Nachſpiel. Die Zahl der verhafteten Araber, welche an der
Meuterei in Margarethe als Mitſchuldige vor Gericht geſtelltwerden, beträgt 176. Die Araber ſind gegen den Sührer
Macoub, welcher die Bevölkerung aufgewiegelt hatte, ſehr erboſt,
da ſie einſehen, daß er ſie betrogen hat, indem er ihnen ein-
redete, ſie ſeien unverletzlich. Jnfolgedeſſen hat die franzöſiſche
Behörde die arabiſche Bevölkerung zuſammenberufen, um ihrdie Wunden, die Yacoub ſelbſt de dem Zuſammenſtoße mit

den Truppen davongetragen, zu zeigen. Der Proteſt wird inder nächſten Seſſion in Aigiet zur Verhandlung kommen.

Vom Kriege in Südafrika. Die neuen Anſtrengungen,welche die Buren augenblicklich in der Umgegend von Kreidrie

an den Tag legen, werden dahin ausgelegt, daß die Vorſtöße

dem Morgenzuge nach Wien abreiſen; ſo hatte er es dem An
walt noch am Abend vorher feſt zugeſagt. Darum erſchrak
dieſer tief, als er im Laufe des Vormittags zufällig erfuhr, daß
der Präſident in ſeinem Bureau ſei

Er eilte ihm. „Warum haſt Du es abermals aufgeſcho-
ben rief er ungeſtüm

„Jch habe es doch nichtDer Präſident war bleich geworden.
über mich vermocht!“ erwiderte er leiſe

„Und Du weißt, was auf dem Spiele ſteht!“ rief Berger in
höchſter Erregung und wiſchte den kalten Schweiß von der
Stirn Viktor, das iſt Feigheit!“

Das iſt es nicht,“ erwiderte dieſer, ebenſo leiſe wie vorhin,
aber mit größter Entſchiedenheit. „Wäre ich feig, ich hätte die
Audienz längſt genommen.“

Der Anwalt blickte ihn betroffen an.
ſagte er. Wahrſcheinlich ein Sophisma, durch welches Du
Hein Gewiſſen einlullen willſt. Jch aber habe die Pflicht, es
aufzurütteln. O, Vikltor!“ fuhr er in leidenſchaftlichem Schmerze
fort. „Du kannſt es ſelbſt ermeſſen, was es mich koſtet, in
dieſer Tonart mit Dir zu ſprechen. Aber es bleibt mir kleine
Wahl!“

Sendlingen ſchwieg. „Davon ſpäter!“ ſagte er endlich. „Zu-
nächſt eine Neuigkeit, die Dich intereſſieren wird. Jch erhielt
heute Morgen ein Schreiben des Miniſters Du haſt bezüg-
lich der „Kourage“ recht behalten Er reichte dem Freunde
das Blatt. „Der Miniſter erinnert mich daran, daß ich kraft
meiner im November erfolgten Ernennung die Pflicht habe,
mich am Morgen des 1. März in P. einzufinden, um die Lei-
tung des dortigen Obergerichts zu übernehmen

„Alſo doch!“ rief Berger Und wie höflich! Siehſt Du
nun, daß wir Liberalen ſamt unſeren Zeitungen doch zu etwas
taugen Der Miniſter hat ja kein anderes Motiv zum Rück-
zug

„Darüber kann vielleicht dieſer Brief hier Auskunſt geben,
welcher gleichzeitig kam, bemerkte der Präſident und griff nach
einem anderen, bisher unentſiegelten Schreiben. „Von meinem
Schwager, dem Grafen. Er entfaltete es und überflog die
erſten Zeilen. „Richtig! ſagte er. „Höre nur Er las

„Du verdienſt Dein Glück nicht, und ich ſelbſt war in lester
Zeit völlig überzeugt, daß Du verloren ſeiſt. Doch ſcheint es,
daß der Miniſter uns gegenüber viel ſchärfer ſprach, a
dachte, und von vornherein nichts Ernſtliches vor hatte. Daß

„Das verſtehe ich nicht,“

er Dich ein wenig in der Schwebe hielt, iſt ſchließlich nur eine
kleine Revanche geweſen, die ihm zu gönnen war. Er hat es
nicht böſe gemeint; ich fühle mich verflichtet, dies zu ſeiner Ehre
zu ſagena Dein Schwager iſt ein kluger Mann,“ rief Berger er
regt, „und ſelbſt ein Richterl Begreift er nicht, daß gerade
dieſe Auslegung den Miniſter am meiſten belaſtet ichdas war wieder einmal eine echt öſtreiſagte es ja immer,
chiſche

Ein Schmerzensruf unterbrach ihn. „Was iſt das ſchrie
Sendlingen entſetzt auf und ſtarrte totenfahl auf das Blatt.

Der Anwalt nahm es ihm aus der zitternden Hand, im
nächſten Augenblick verfärbte ſich auch ſein Antlitz Sein Auge
hatte die folgende Stelle getroffen:

„Wann reiſeſt Du von B. ab? Hoffentlich geht auch die
letzte Pflicht, die Du noch in Deinem bisherigen Amte zu ver-
richten haſt, Deinem weichen Herzen nicht zu nahe. Uebrigens
iſt es immerhin peinlich, eine Frauensperſon, zudem eine ſojunge, hinrichten zu laſſen, und Du kannſt vielleicht die Anord-
nung der Exekution Deinem Nachfolger überlaſſen, der ja zumGlück aus derberem Stoff gemacht iſt als Du

Der Anwalt Blatt ſinken. „O, Viktor,“
melte er.

„Kein Wort!“ ſtöhnte dieſer auf
die eines Ertrinkenden

ließ das murſeine Stimme klang wie
un gende „Keinen Vorwurf! Willſt Du mich

wahnſinnig machen
)ann raffte er ſich gewaltſam auf. „Der Befehl iſt wohl

ſchon gekommen,“ ſagte er, klingelte dem Kanzliſten und befahl
ihm aus der Regiſträtur die heute eingetroffenen Akten zu brin
gen. Das verhängnisvolle Blatt war wirklich darunter eine
kurze Verſtändigung an das Landesgericht B., daß der Monarch
das Begnadigungégeſuch des BVerteidigers verworfen, das
Todesurteil beſtätigt. Die Exekntion war, damaligem Gebrauch
gemäß, binnen acht Tagen zu vollziehen

„Keinen Vorwurf!“ ſagte der Anwalt, nachdem er die weni
gen Zeilen durchflogen. „Aber nun muß gehandelt ſein! Dumußt Dir ſofort teke raphiſch für übermorgen, den 19, von der
Kabineitskanzlei des Kaiſers eine Audienz erbitten und morgen
nach Wien reiſen!“

„Jch will es thun ſagte der Präſident leiſe
„Du mußt es thun rief der Anwalt, und ich will darüber

wachen. Am Abend bin ich wieder bei Dir.“
t nacht einmal den

Als der Anwalt in der Dämmerung wiederkam, ſagte ihm
ſchon im Vorzimmer der alte Diener: „Gottlob, man geht alſo
doch noch nach Wien und der Präſident bekräftigte neuerdings
ſeine Zuſage. „Auch habe ich ſchon die Antwort: die Audienz
iſt für den neunzehnten bewilligt. Jch habe ſchwer mit mir ge
kämpft,“ fügte er hinzu und fuhr dann halblaut, wie im Selbſt-
geſpräch, mit unſicherer Stimme fort: „Jch bin feiger, als ich

Wie feſt auch mein Entſchluß war, nun fehlt mir
och der Mut und darum muß ich nach Wien.“
ehe Anwalt that keine Frage mehr, ihm genügte das Ver-

prechen.

12. Kapitel.
Der 18. Februar 1853 war ein klarer, ſonniger Tag. Um die

Mittagsſtunde ſchmolz der Schnee, die Lüfte wehten mild, wie
ein Hauch des Frühlings lag es auf dem Gelände, durch das
der Zug dahinbrauſte, welcher den unglücklichen Mann nach
Wien brachte. Jhm aber war es Nacht im Herzen und Nacht
vor den Augen, mit geſchloſſenen Lidern ſaß er in ſeiner
Koupeeecke, und nuxr, wenn der Aus hielt, fuhr er wie er-
wachend einpor, blickte aus den Fenſtern nach dem Namen et
Station, ſeufzte tief auf und verſank wieder in ſein dumpfes
Brüten.

Ging ihm die Fahrt langſam? Es gab Minuten, wo er
iſchte, um an ſein Ziel zu gelan v undſich Sturmesflügel wir

Sturmeseile der Zeit, die ihn noch von dem entſcheidenden
Moment, daß er jede Sekunde des Tages, die ihn noch von
ihm trennte, wie ein Lahſal, wie ein de eſchenk empfand.
Ach, kaum wußte er ſelbſt, was er noch w en, noch erſlehen
ſollte, und nur ein Ge h blieb im Wechſel dieſer Stimmun-
C die ren blieb und breitete ihm ihre dunklen
Schatten über Herz und Hirn,

Fortſetzung folgt,

rm Heiteres.uſterhaft. Madame A.: „Jhre neue Bonneuſern „Und rieſi d denten
und.“

en reren en
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eabgehen zit e wo Fern

dos augenblicklich die Engländer ſtark bel
glaubt man, daß die Buren einen Angriff gegen die Bahnlinie
PretoriaBloemfontein auszuführen bea igen. Dieſer An-
u ſoll gleichzeitig an mehreren Stellen ſtattfinden. Jn-
olge des erneuten Vordringens der Buren in der Kapkolonie

wurde eine Abteilung guſtraliſcher Waldläufer, welche unmittel
bar vor der r in ihre Heimat ſtanden, zurückbehalten. Die engliſchen Blätter kommentieren die letzten
ſchlechten Nachrichten aus Transvaal. Morningleader hebt
hervor, daß die engliſche Armee augenblicklich ſehr abgenutzt iſt,
und, falls Verſtärkungen notwendig ſeien, nur ungenügendes
Truppenmaterial hierfür zur Verfligung ſtände. Außerdem
ſeien die im Felde ſtehenden Truppen ſo kriegsmüde und ab
gemattet, daß von ihnen ein thatkräftiges Vorgehen nicht er
wartet werden könne.

Zum Krieg in China.
Feſteſſen, gegenſeitige Beweihräncherung und Ordens

verleihungen
bilden das würdige Finale des chineſiſchen Abenteuers, Der
L. A. meldet aus Peking: Graf Walderſee gab geſtern abend
im Kaiſerpalaſt ein Abſchiedsdiner zu Ehren des deutſchen Ge
ſandten Dr. Mumm v. wären Den erſten Toaſt
brachte der Feldmarſchall auf den Kaiſer Wilhelm und die
Souveraine der verbündeten Mächte aus. Jn ſeiner Rede
dankte er Dr. v. Mumm für den unermüdlichen Eifer, mit
dem er ihn ſtets unterſtützt hatte und betonte ausdrücklich, daß
ihre beiderſeitigen Beziehungen, ſowohl die perſönlichen, wie die
amtlichen, nie auch nur einen Augenblick getrübt geweſen
wären. Hierauf rief Graf Walderſee den Major Förſter zu
ſich und gratulierte ihm zu deſſen großer freudigen Ueber-
raſchung zur Verleihung des Ordens pour le merite. r ſeiner
Erwiderungsanſprache pries Dr. v, Mumm den Oberkomman-
dierenden als Soldat und als Diplomaten und gedachte auch
des tragiſchen Todes der Generale Yorck und a et
Später toaſtete General Gayl auf die verbündeten Generale
Graf Walderſee reiſt heute nach Japan ab und kehrt Ende
des Monats an Bord der „Bavaria“ über Oſtafrika nach
Deutſchland zurück.

Ueber das zukünftige Oberkommando in China ſteht ſo viel
feſt, daß ein ſolches vorläufig noch notwendig ſein wird. In
der ausgedehnten Provinz Petſchili ſollen bis auf weiteres im

nur 12500 Mann von den verbündeten Truppen ver
bleiben.

r rn een. Andererſeits

Japan ſpielt überhaupt nicht mehr mit!
Aus erſten Regierungskreiſen Londons wird dem Berl. Mon-

tagsbl. gemeldet, daß das Verhalten der Mächte in der Frage
des Friedensſchluſſes mit China nicht mehr von den Ent-
ſchließungen Japans beeinflußt werden wird, da die japaniſche
Regierung den anderen Mächten erklärt hat, daß ſie an der
Erſchließung Chinas kein Jntereſſe mehr nehme und ſich auch
an den Friedensverhandlungen nicht weiter beteiligen will.

Bolizeiliches und Gerichtliches.
g Verbotener Gewerkſchaftsfeſtzug. Jn Leipzig iſt der

zum diesjährigen Gewerkſchaftsfeſt geplante große Feſtzug
polizeilicherſeits verboten worden, da „nach dem ganzen Zwecke
dieſer Veranſtaltung ſowie der politiſchen Parteirichtung und
der mutmaßlichen Zahl der Teilnehmer der Feſtzug ſich nichtanders darſtellen würde als eine ſozialdemokratiſche Maſſen

demonſtration“.

Gewerkſchaftliches.
Die von dem Kupferſchmiedeſtreik in Hamburg und

Bremerhafen betroffenen Unternehmer verſuchen jetzt durch
Vermittlung Berliner Kleinmeiſter und Großfabrikanten Erſatz
für die Streikenden zu ſchaffen und zwar unter ſehr günſtigenBedingungen, Vezahlun en nach dem Berliner Lohntarif,
Montagezuſchlag uſw. ie Kupferſchmiede werden hiermit
dringend gewarnt, derartige verlockende Arbeitsangebote anzu
nehmen. Jede Arbeit nach den Seeſtädten ſowie jede Schiffs-
arbeit muß zurückgewieſen werden, gleichviel von welcher Firma

eſchloſſen.
exband der Dachdecker ab. ß
Die Maler und Anfſtreicher in Regensburg haben,

nachdem die ſeitens der Organiſation geſtellten Forderungen
unberückſichtigt blieben und eine weitere Verhandlung ausſichts
los war, die Arbeit eingeſtellt. Die hauptſächlichſten Forde-
rungen ſind: Zehnftündige er 28 Pf. Mindeſtlohn für
unggeſellen und Anſtreicher und 35 Pf. Mindeſtlohn für
daler. Streikbrecher ſind nicht zu verzeichnen und Zuzug iſt

bei dem geringen Lohn, der Hier gezahlt wird, kaum zu er
warten.

Stadtverordneten Sitzung
vom 3. Juni 1901, nachmittags 4 Uhr.

Vorſitzender: Dittenbe rger h e
nter den bekannt gegebenen Eingängen befindet ſich einDeniſchreiben des Aueſchuſſes der Bäckerei Ausſtellung in

welchem mitgeteilt wird, daß die Ausſtellung am 9. Juni ihren
Anfang nimmt.Da hegen die Faſſung des Protokolls der l ten Sitzung
nichts einzuwenden, und der Referent zum 2. zunkte, r
Profeſſor Dr. Kohlſchütter, noch nicht anweſend iſt, geht die
Verſammlung zum 2. Punkt, Wahl des Kuratoriums der
Handwerkerſchule und Genehmigung des Statuts, über. Der
S 15 dieſes Statuts ſoll nach dem Magiſtratsantrage folgende
Faſſung erhalten9 e chule iſt ein Kuratorium vorgeſetzt. Dasſelbe be
ſteht aus 7 Mitgliedern nämlich aus 2 von dem Magiſtrate
gewählten Mitgliedern, von denen das eine den Vorſitz führt,
aus dem Direktor der Anſtalt und aus 4 von der Stadtver
ordneten- Verſammlung eiten und von der königl. Re

rufenen MitgliedernShb e befürchtet nicht mit Unrecht, daß bei g7
Wahl der 4 Stadtverordneten durch das die Re
gierung eine gewiſſe Muſterung halten und „politi ch Anrüchi e
nicht beſtätigen werde, wenn ihr das Verfungerecht n
Hand gegeben würde. Herr Oberbürgermeiſter Stan t
für das Recht der Regierung ein, da ſie die Hälfte rein
ur Handwerkerſchule trage ſchon jetzt beſuchten Schülerdieſe und die Vermehrung rei fort, ſo daß die Regierung

immer mehr Koſten zu tragen habe.Stadiv. Vorſteher Dittenberger, Stadtſchulrat Bren d l,
ſowie unſer Gen. Krüger beſchäftigen ſich gleichfalls mit dem
Berufungsrecht der Regierung letzterer r eFreunde den Paſſus nicht acceptieren könnten, da die

ob Sinſicbt 2ur Vorſi iten, wenn auch9 r Vorſicht mahnfahrungen in dieſer n z Aber mandas Wörtchen Berufung ſehr harmlos ausſehe. Abe i
wiſſe ja, wie die Regierung die ihr unbequemen Parteien ein
ſchähze.

Der Paſſus wird ſchließlich mit großer Mehrheit angenom

nratoriums zu, desgleichen undje bisherige Faſſung des n nete 4r77 en
re gen von der Regierung aufgeſtellten AnL Weh Siadtrerordneten Mitglieder um Kuratorium
Zß tat um ſich über die Perſonenfrage ſchlug machen

r wird in die Beratung des zurückgeſtellten erſten
unktes eingetreten. Dieſer verlangt die Pildrn einer Gean helcerzeneſſen und die We itglieder für die

ſelbe. Die Kommiſſion ſoll die disher beſtandene ſog. Sanitäts
Kommiſſion erſetzen und beruht auf einem Geſetz vom Septem
er 1899, das am I. April ds. Js. in Kraft getreten iſt. Jhre
hätigkeit richtet ſich auf die Ausführung der Anweiſungen des Mi

niſteriums des Jnnern und des der Medizinalangelegenheiten und
kann, „wenn die Kommiſſion ſehen will', wie ein Stadtverordneter
ſehr treffend bemerkte, außerordentlich v end wirken
für ein Gemeinweſen, welches, wie Halle, ſich im Stadium der
Entwicklung befindet. Der Geſundheitskommiſſion obliegt die
Beaufſichtigung der Wohnungen, der Schlafſtellen und Herber-
gen, der Schulen und Krankenhäuſer, Armenhäuſer und
Siechenanſtalten, der hygieiniſchen Einrichtungen wegen der
Herſtellung und Prüfung der Nahrungsmittel, der Reinlichkeits
zuſtände der Straßen und Plätze, kurz, ihr Gebiet iſt ein ſo
umfaſſendes, daß ihre W ptighet und o nicht bezweifelt zu werden acht r jährlich einmal muß
eine gemeinſame Beſichtigung ſtattfinden. „Wenn ſie ſehen
will“, iſt die Geſundheitskommiſſion geradezu eine der leſſtungs
ſübigſeen Körperſchaften. Aber darauf kommt es an. Wir be
r ten leider, daß ſie eben verſchiedenes „nicht ſieht“. Von
ieſem Standpunkte fing Stadtv. Krüger aus, als er der

Kommiſſion auch die Unterſuchung der eingewanderten Italiener
und r empfahl, die auf die geſundheitlichen Zuſtände
in Halle nicht gerade günſtig einwirkten, Doch das nur neben
bei. Die Zuſammenſeßung der Kommiſſion iſt folgende. Sie
beſteht aus dem erſten Bürgermeiſter als Vorſitzenden und wei
teren fünf Magiſtratsmitgliedern, acht Mitgliedern der Stadt
verordneten- Verſammlung oder ſtimmfähigen Bürgern, den

irektoren des hygieiniſchen Jnſtituts, der mediziniſchen Klinik
und, der Poliklinik der hieſigen Univerſität, dem Leiter der
Erekutivpolizei und einem von dem wiegen Garniſonkommando
zu beſtimmenden höheren Militärgrzt. Die ſogen. allgemeine
Seſundheitskommiſſion gliedert ſich wieder in Unterkommiſſio-
nen für jeden Polizeibezirk wird eine Unterkommiſſion
gewählt, Dieſelbe beſteht wiederum aus dem von der Haupt-
kommiſſion aus der Zahl ihrer Mitglieder zu beſtimmenden
Vorſitzenden, einem le von der Geſundheitskommiſſion
zu wählenden, möglichſt in dem Bezirke des Polizeireviers
wohnenden approbierten Arzte, einem von der Armendirektion
zu wählenden, mit den örtlichen und perſönlichen Verhältniſſen
des r firks vertrauten Manne und dem Vorſteher des Polizei
reviers.

Letzterer Paſſus wird auf Antrag von Schmid-Monnard
dahin abgeändert, daß die Vorſteher der Armenpflegſchafts-
Bezirke in die Unterkommiſſionen des betr. Polizeibezirks zu
wählen ſind.

ine Abänderung erleidet auch der 87 des Ortsſtatuts, welch
letzteres die Organiſierung der Kommiſſion regelt, inſofern, als
beſtimmt wurde, die Unterkommiſſionen haben je nach Bedarf
Sitzungen abzuhalten, während in der Vorlage ein Zeitpunkt
von zwei Monaten, innerhalb welcher Zeit die Unterkommiſſionen
zuſammen kommen müſſen, feſtgelegt war.

Herr Profeſſor Kohlſchütter, der den Abänderungsantrag
ſtellte, weil nach ſeiner Meinung die Kommiſſion kein Arbeits
material habe, bedauerte auch, daß die Unterkommiſſion keine
Exekutive habe, daß ſie nur anregen, aber niemals ſelbſtändig
handeln könne. Gen. Krüger trat für Beibehaltung der Vor-
lage ein, damit die Kommiſſion gezwungen ſei, zuſammen-

zutreten. fr alrecht wenig gehört. Dieſe Bemerkung veranlaßte Herrn Schmid-
Monard, die Sanitätskommiſſtön zu verteidigen ſie habe
bezüglich der Milch Kontrolle und verſchiedener anderer Nah
rungsmittel entſchieden Vorteilhafteres zuwege gebracht.

Schließlich wird das geſamte Ortsſtatut mit den einzelnen
Abänderungen genehmigt. Die e der Stadtverordneten in
die Kommiſſion ſoll in nächſter Sitzung erfolgen, da auch hier
die Perſonenfrage noch näher erörtert werden ſoll.

An den Schulneubauten in der Freiimfelder- u. Hütten
ſtraße ſollen nachträglich Uhren angebracht werden. Jn den
Koſtenanſchägen beider Neubauten ſind Turmuhren bezw. äußere
Uhren nicht vorgeſehen, ihre Anbringung würde aber außer-
ordentlich nützlich und wünſchenswert ſein, zumal in den beiden
in Frage kommenden Stadtteilen öffentliche Uhren in nur ſehr
beſchränkter Zahl vorhanden ſind. Verſammlung beſchließt,
die Uhren mit beleuchtetem Zifferblatt und Schlagwerk herzu
ſtellen, vorausgeſetzt, daß das Schlagwerk für die Huttenſtraßen
Schule noch herzuſtellen möglich iſt. Vorgeſehen ſind dafür
1384 M., alſo 692 M. für jede Uhr. Die Ausführung ſoll dem
Stadtuhrmacher May übertragen, werden. S

Die anderweite Fluchtlinienfeſtſetzung für die Verlänge-rung der Forſterſtraße, zwiſchen Krauſen- und Bertinerſnaße,

wird nach dem Magiſtratsvorſchlage beſchloſſen abgelehnt wird
dagegen die Herſtellung eines eichenen Stabfußbodens in
der Turnhalle der höheren Mädchenſchule, für welchen
1250 M. vorgeſehen ſind. Der jetzige Fußboden könne noch
eine Reparatur, die ſich bedeutend billiger ſtellt, vertragen.

Damit war die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung er-
ſchöpft und es wurde nur noch über einen Antrag der Hof-
theater Jntendanz Weimar, ihr zur Land wirtſchaftlichen Aus-
ſtellung, die bekanntlich vom 12.-19. Juni hier ſtattfindet, das
hieſige Stadttheater für zwölf Abende zur Aufführung von Vor

zu überlaſſen, beſchloſſen, daß dem ſtattgegeben wer-
den ſoll.

Gerichtsaak.
Strafkammer.

Halle g. S., 31. Mai 1901.
Verworfen wurde die Berufung des Arbeiters Mar Scharf

hier, der vom hieſigen Schöffengericht wegen vorſätzlicher Körper-
verletzung zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt worden war.
Dieſe Strafe dünkte ihm zu hoch. Er hatte in der Nacht zum
27. Februar am Moritzzwinger den Gelbgießer Friedrich
Schumann und den Tiſchlermeiſter Adolf Strietzel ohne Anlgß,
hloß weil ſie ihm in den Weg gekommen, durch Fauſtſchläge
mißhandelt und ihnen erhebliche Verletzungen an einem Auge
beigebracht. Der Angeklagte iſt mehrfach wegen Roheitsdelikten
beſtraft

Wegen fahrläſſiger Körperverletzung war J derMotorwagenführer Karl Sammberg hier, der am 28. Januar
dieſes Jahres mit dem von ihm geführten Motorwagen der
Stadthahn verurſacht haben ſollte, daß der Polizeiſergeant
Otto Wolf verletzt worden war. Der Beamte hatte damals an
der Schifferbrücke auf der Bordſchwelle geſtanden und von da
aus einige Perſonen beobachtet, die verbotenerweiſe auf dasEis der Enale gehen wollten. Da geſchah es, daß der Motor-
wagen auf dem dort hart an den Bordſchwellen liegenden
Gleiſe durch den über die Schwelle ragenden Teil des Wagens
den Polizeiſergeanten traf, ſo daß dieſer hinfiel und eine Verletzung am Linterkopfe davontrug. Der r gab an,
er habe gedacht, der Beamte werde ſich ſo aufſtellen, daß er
vom Wagen nicht getroffen werden konnte. Vom Verletzten
wurde dem Angeklagten ein Verſchulden nicht beigemeſſen,
ſondern der Vorgang als auf einem unglücklichen Zufalle be
ruhend erklärt. Auch hatte der Sergeant Wolf keinen Straf-
antrag geſtellt. Es erfolgte Freiſprechung des Ange-

lten
Maler Arthur Jenſch aus Delitzſch zur Laſt gelegt. iſt

Von der früheren Sanitätskommiſſion habe man

Bitterfeldmit 4 St varr t hatte er in
e

acht zum J. Mai d. J. bei ſeinem Nachbar, dem Stadt
ſe r Fricke in Delitzſch, verübt, wobei er eine Schlackwurſt,
eine Schere, eine goldene Damenuhrkette und 3 Mark Geld
we mmen. Er war jedoch alsbald gis Thäter entdeckt
ein ute mit Ausnahme der 3 Mark entledigt worden.

n mildernder Umſtände wurde er 4823ongten ngnis verurteilt unter Abrechnung von 4 Wochen

Unterſuchungshaft. gHalle a. S., den 3. Juni.Ein limntex Kinderfreund chien der Jnvalid Balthaſar
eHentrich gen. rmannn aus Wettin zu ſein, der aus derWerſuchun arg vorgeführt wurde und ſich auf die Anklage

wegen Sittlich h zu verantworten hatte. Der An
geklagte iſt wegen ſolcher Verbrechen vorbeſtraft, auch mit et

und

us. Er iſt ein ziemlich bejahrter Mann und verheſratet.
ie unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit geführte Verhandlung

endete mit der Verurteilung des Angeklagten wegen des imz 176 Abſ. 3 des St.-G.-B. gedachten Verbrechens in 3 Fällen

zu 2 Jahren 6 Monaten S n und 3 Jahren Ehr
verluſt. Verübt hatte er die Stra thaten im vorigen Jahre in
Wettin an einem 10jährigen Mädchen. Sein Einwand, er leide
an krankhafter Neigung, wurde nicht als Entſchuldigungsgrund

enfalls um ein Sittlichkeitsverbrechen handelte es ſich
in der Sache des Eiſendrehers Otto Lange von hier, der
wegen verſuchter Notzucht angeklagt war. Der Fall war an
ſich Schwurgerichtsſache, gehörte, aber wegen des jugendlichen
Alters des Angeklagten er iſt jetzt 175 Jahre alt zur
Kompetenz der Strafkammer Der Iaettagt ſollte erwähntes
jerbrechen am 26. März d. J in Zöberitz bei Halle an einem
Dienſtmädchen verübt haben. Nach Wiederherſtellung der

lichkeit erfolgte Verkündung des Urteils, wonach der Angeklagte
war nicht der verſuchten Notzucht, wohl aber der gewalt
eron Vornahme unzüchtiger Ka ndlungen an einer Frauens

perſon ſchuldig befunden und zu 6 Monaten Gefängnis ver
urteilt wurde.

Betrug im wiederholten Rückfalle und Unterſchlagung
hatte der 32 Jahre alte Arbeiter Adolf Jorcyk verlibt, wo
für er zu 6 Monaten und 2 Wochen Gefängnis verurteilt
wurde. Er war im vorigen Sommer beim Milchhändler
Kupſch in Hettſtedt 14 Tage als Milchkutſcher in Stellung ge-
weſen und hatte vereinnahmtes Geld im Betrage von 17 bis
18 Mark i ſich behalten. Jn Wansleben bei Halle ver
mietete er ſich im Auguſt beim Gutsbeſitzer Moritz manerhielt 2 Mark Mietsgeld und 2 Mark Vorſchuß, gab vor, z
ſeine Sachen gus Hettſtedt holen zu wollen, ham aber nicht
wieder, worguf er erſt ſpäter ermittelt wurde,

Wegen Beleidigung und verſuchter Nötigung wurde
der Dienſtmann Auguſt Elſte, hiex, z 80 Mk. Geldſtrafe oder
16 Tagen Gefängnis verurteilt, Er hatte im Dezember v. J.
auf hieſigem Marktplatze dem Dienſtmann Ernſt Hoffmann un
begründeterweiſe Diebſtahl vorgeworfen und zwar in zwei
Fällen durch Aeußerungen zu anderen Dienſtleuten. Dann
hatte er am 12. Januar d. J. an Hoffmann einen Brief geſchickt, des Jnhalts: er werde, wenn ihm nicht das von leuer

Dienſtmanns- Kaution (wegen einer eng Hoffmanns, die
dieſer gegen Elſte ausgeklagt hatte) beſchlagnahmte Geld zurück
erſtattet würde, das über Hoffmann betreffs Diebſta ver
breitete Gerücht bei jeder Gelegenheit erwähnen. Die s
aufnahme fiel zu ungunſten des Angeklagten und zu gunſten
des Nebenklägers Hoffmann aus, worauf wie ange er
kannt wurde.

Dieberei ſchwerer Art und im wiederholten Rückfalle
wurde dem Arbeiter Guſtav Kurtze, hier, zur Laſt gelegt, der
im weſentlichen geſtändig war. Als Mitangeklagte wegen
günſtigung erſchienen die unverehelichte Alwine Stupjaniak
und die verehelichte Arbeiterin Sophie Engel, hier.
hatte in der zum 2. April d. J, als er ſeine FreundinStupjaniak beſuchte, dem Schneidermeiſter Wilhelm enborn,
hier, bei dem die Stupjaniak wohnte, mittels Einſteigens
170 Mk. entwendet, nebſt zwei über 600 Mk. lautenden Spar
kaſſenbüchern und zwei Anzügen im Werte von 30 M. Die Stup-
janiak und Engel ſollten Kurtze nach Begehung des Diebſtahls
egünſtigt haben, und zwar ihres Vorteils wegen, was alledrei Angeklagten in Abrede ſtellten. Von dem Geſtohlenen

hat Dettenborn eines der Sparkaſſenbücher zurückerlangt und
zwar von der Stupjaniak, die alſo von Kurtzes Dieberei Kennt
nis gehabt. Kurtze, vielfach vorbeſtraft, auch mit Zuchthaus,
wurde zu Jahren Zuchth aus und Nebenſtrafen, die Stup
janiak wegen Hehlerei zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt,Fraa Engel freigeſprochen. Kurtze wanderte in Haft zurück.

Vermiſchtes.
Graufiger Fund. Jm Keller eines Hauſes zu Birming

ham wurden 29 Hinderleichen vorgefunden, die in Kiſten ver
packt waren und ſich 6 Tagen in dem Raume befanden.
Die Jnhaberin des Hauſes gab an, die Leichen im Auftrag zur
Beerdigung erhalten zu haben und konnte auch 4 Zeugniſſe
gut vorlegen. Sie wird der Ermordung der 29 Kinder be

juldigt.
Lynchjuftiz. Die Bevölkerung von Loochout (Kalifornien)

drang geſtern in das Gefängnis und bemächtigte ſich dort fünf
wegen Diebſtahls verhafteter Perſonen. Die Menge warf dieſe
alsdann in den Fluß, wo ſie ertranken.

Schweres Eiſenbahnunglück. Jm Departement Loire
bei Choſſelles entgleiſte am Sonntag ein Perſonenzug, wobei
3 Waggons einen Abhang hinab in ein Kornfeld ſtürzten. 42
Perſonen erlitten mehr oder weniger ſchwere Verletzungen.

Brieſkaſten der Redaktion.
N. Bitterfeld. Die Höhe des Beitrages richtet ſich nicht

nach dem wirklichen Arbeitsverdienſt, ſondern nach S 34 des
Jnvaliden-Verſicherungsgeſetzes gilt für Mitglieder einer Orts,
Betriebs (Fabrik, Bau oder Jnnungs-Krankenkaſſe der drei
hundertfache Betrag des für ihre Krankenkaſſen-Bei-
träge maßgebenden durchſchnittlichen Tagelohn es.
Welche Marken zu kleben ſind, kann man nur nach Einſicht in
das Krankenkaſſenſtatut mitteilen.

Quittung aus Streckanu.
Für Parteizwecke:

1.20 M. weil Weißenfelſer ſich auf dem Rektorberge bei
Köſen angemeldet hatten und Streckauer erſchienen waren.

Der Vertrauensmann.
Standes amtliche Nachrichten.

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 1. Juni.
Auf en: Der Arbeiter Madzek und Marie Jordan (Köthenerſtraße 14 und

DTrothaerſtraße 48).
Ehcſchliehnngen: Der Kaufmann Hertel und Julie Moelten (Schillerſtraße 18

nnd Rothenfelde). Der Schloſſer Pungs und Bertha Windt Odenki und Brach
witzerſtraße 7). Der Kaufmann Henrich und Marie Hanitzſch Schleifweg 9). Der
Eifendohrer Zimmermann und Marie Wagner (Jakobſtraße 18 und Trothaerftraße 48).
Der Schaffner Wehrmann und Margarete Biſchof (Bernhardyſtraße 7 und Göthe
ſtraße 9)

Ceohboren Dem Arbeiter Terpe eine T. (Oppinerſtraße 6). Dem Eiſendreher
Schnelle ein S. Geröllwiterſtraße 8). Dem Maler Beck eine T. (Hoheſtraße 18).
Maurer VBierbaß ein S. (Schmelzerſtraße 1). Dem Arbeiter Lutze ein S. (Am
thor 27).

Geſtorhen: Der Arbeiter Hellwich, 68 J. (Franckeſtraße 16). Des Schuh
Brückner Ehefran, 41 J. Vudwig Wuchererſtraße 32). Der Maurer Moch, 85
(GKuttelhof 2).

(Zur Anmeldung im Standesamt iſt Legitimation erforderlich. Steuerzettel ſind aus
geſchloſſen.

DJSprechſtunden des Arbeiter Sebreta jats nur

e von 9 1 und 4 8 Uhr.ieagen iſt ſtets Briefmarke als Rückporto be
„waaannreeeeeeun-S n der Redaktion nur mittags von 12 bis

Veranworſcher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.
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Grosses Rad Gettfahren
Sonntag den 9. Juni 1901 nachm. 3“/, Uhr

auf derAalleschen genävann, Merseburger Chaussee

gegenüber der Artillerie-Kaſerne.
Niederrad-Hauptfahren für Berufsfahrer. Strecke 1000 Meter.
300, 150, 100 und 50 Mk.
Niederrad-Vorgabefahren für Berufsfahrer.
60, 40 und 20 Mk.
Tandem-Hauptfahren für Berufsfahrer.
und 50 Mk.
Niederrad-Hauptfahren für Herrenfahrer. 1200 Meter.
Niederrad-Vorgabefahren für Herrenfahrer. 2000 Meter.
Stadtpreisfahren auf dem Niederrad für Herrenfahrer der Stadt Halle.
3 Ehrenpreiſe.

4 Barpreiſe von

2000 Meter. 4 Barpreiſe von 100,

2000 Meter. 3 Barpreiſe von 150, 100

3 Ehrenpreiſe.
4 Ehrenpreiſe.

2000 M.

Preiſe der Plätze: Tribüne 3 Mk. im Vorverkauf 2 Mk. Sportplatz (innere Bahnfläche)3 Mk., im Vorverkauf 2 Mk. Sattelplas a Mt, im Vorverkauf 1.50 Mk. 1. Platz 1 Mk. Stehplatz
50 Pf. Radfahrer und Radfahrerinnen, die ſich als ſolche ausweiſen, zahlen für Tribüne, Sportplatz und
Sattelplatz an der Kaſſe die Hälfte.

Vorverkaufoſtellen: Fr an z Beeck, Riebeckplatz; Guſtav Eichen,
Cafe Monopol; Steinbrecher Jasper, Markt und Geiſtſtraße.

Das Rennen findet auch bei ungünſtiger Witterung ſtatt!

Zoologischer Garten, Halle Walhalla Theater.
re 50 Rachmiwe Pf. be e Hyrchweg neuer Spielplan!Entree 50 Pf.

Mr. Jenn NMarceoni mit ſeiner elek-
von der Kapelle des Füſ.-Regts. General- kriſchen Ausſtattungs ſzene Jm Reiche2. Elite Konzert Feld marſchall Blumenthal (M adb. Nr. 36. des Lichtes und der D

Alte Prommenade, neben

Stelliug. excentriſche Verwandlungs-
Reck Pantomimiſten.
Lovo, muſikal.

Morgen T Wittwony nachmittag

Burle sk- Komödiant.großes
ausſängerinnen. t
Guschbauer, Operetten Soubrette.

Herr Jaeques Rronn. Original-
Geſangs- und Charakter- Humoriſt.
Jules Greenbaums
Bioſkop“ mit ſeinen ſenſationellen
lebenden Photographien.

Beginn 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Apollo-Theater,
Direktion: Fr. Wiehle.

Reſtaurant Dreßlers Werg.
Mittwoch abend

i PVrei- Konzert. WZu regem Beſuch ladet ein Fritz Sachse.
Dampferlinie Halle-Rabeninsse

Täglich von mittags 2 Uhr W ſtündl. v
ahrten. Dienstags und Freitags bei gutem Wetterſaß e n See nein Sommer-Varietè.

Jm gänzlich renovierten Garten
täglich Konzert Vorſtellung.

Neuer Spielplan!
Barbarina-Truppe, geh
Bis u. Rudolph Raab, Geſangs-
u. Spiel-Duettiſten. Alex Ranzer,
Charakter Komiker. Mr. Saudor-
Wornweky, Hand und Kopf- Equi-
libriſt.
Anfang 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Bei ungünſtiger Witterung im Saale.

Restaurant zur Blume,
Thorſtraße 29.Mittwoch

grofzes Schlachte-Feſt,
wozu freundlichſt einladet

Gustav Wieke.
Mittwoch

Schlachte- Feſt.h u H. Mehnert
Thüringerſtraße 23.

W ff. Sauerkohl. W
Morgen Mittwoch

W Schlachte- Pest.
A- Reinharät.,

Ecke Schillerſtr.
Jeden Mittwoch

Schlachte-Feſt.
Oskar Reller,

Steinweg 32.
Telephon 2179.

Zu begehen durch die Toifsbuchhandlung, Ranniſcheſtraße 3. Möbl. Schlafſt. v. Kl. Ulrichſtr. 24, III r.

h
Jeder Kunde muss zufrieden sein,

wenn er ſeinen Bedarf an Ausſtattungsmöbeln oder auch einzelnen Stücken bei
renommierten Möbelfabrik mit Dampfbetrieb

ſtündlich.

An Stelle des unübertrefflichen echten
Dr. Thompson's Seifenpulver
werden den Hausfrauen oft minder-

wertige Prodakte ausgehändigt.
Man achte genau anf die Schutz-

marke „„SCHWAN“.
Man verlange es überall!

Be

Soeben erſchien der erſte Band der

Geſchichte der
aller Zeiken und Völker.

Von Geh. Hofrat Profeſſor Dr. Karl Woermann.
Mit etwa 1300 Rbbildungen im Cexk und 120 Cafeln in Farbendruck,

Holzſchnikk und Tonähkung.

3 Bände in Halbleder gebunden zu je 17 Mark.
Werkes ſind: 1 Sarx ſtellung der Kunſtgeſchichte um

nicht im Dienſte irgend eines Syſtems, 2) Betonung des entwickelungs-erſtmalige Behandlung der K unſt der Ur- und Naturvölker und,

Berückſichtigung der Geſchichte der Ornamentik.

Die hauptſächlichſten Vorzüge des
J ihrer ſelbſt willen,geſchichtlichen Moments, 3

im Zuſammenhang damit, 4) beſondere

A Serſtraßze

Den erſten Band zur Anſicht, Proſpekte gratis durch jede Buchhandlung.

Perlag des Bibliographiſchen Inſtikuks in Leipzig und Wien.

S

der alt-

O
S

8

er Kenner ist, rauch die R.
No. 52.,

Unübertreffliche 5 Pf. Zigarre.
Nur zu haben in den Zigarren-Geſchäften von

PVriütz Grüm um
Reil- u. Wuchererſtr. Ecke u. Glauchaerſtr. 76.

e Zäckerei-Fröffnung.
Dem geehrten Publikum hierdurch zur Kenntnis, daß ich am 1. Juni die

Bäckerei Große Brunnenſtraße 11
übernommen habe. Mein Beſtreben wird es ſein. meine werten Kunden nur
gut und reell zu bedienen und bitte ich daher, mich in meinem Unternehmen
gütigſt unterſtützen zu wollen. Hochachtungsvoll

fo Schadow.
Vor Bücgevetnvlet.,

öne“. Die Der geſunde und kranke Menſch von Dr. König.

i Ein Held des Geiſtes und des Schwertes von Otto Wailſter.
r. Jenn Kraft und Stoff von Dr. Büchner. Preis

Gedank beitsl PFamilien -Jfrei Konzert. Se den nene e an hhe Coetse Der ten Ahitoſon hen
Fräulein T Lichtſtrahlen der Poeſie von Mar Kegel.

Albert Dulks Gedichte. Preis

9„Amerikaniſcher Die verfunkene Glocke von Gerhardt Hauptmann.

Gebr. rogueusatädt
Ralle a. S., Grosse Märkerstrasse ä,

einkauft, denn da bekommen Sie thatſächlich noch ein reelles, gutes Stück Möbel
für entſchieden billiges Geld.

Ganz enorme Auswahl in Qualitätsmöbeln
ſowie prima gearbeiteten Polſtermöbeln.

Verlangen Sie unſern reichilluſtrierten Prachtkatalog franko.
Gute Ware muss beim Kauf allein ausschlaggebend sein.

S DOo o

h

Verlag und für die Inſerate verantwortlich Auguſt Grof

Gartkengeräte, Drahtgeſſecht,

Der zuſenden.

Arbeiterrecht von Stadthagen Geb. 5.50 Mk.
Bürgerliches Geſetzbuch mit volkstümlichen Erläuterungen.
Führer durch das Bürgerliche Geſetzbuch.Die Bibel oder Die ſog nannte heiligen Schriften der Juden und

Chriſten. Preis geb. 4.50 Mk.Leipzeger Sochrerratsdrozeß Prozeß wider Liebknecht, Bebel u. Hepner.

Preis 5 M
Das Kapital von Marrx.
Liebknechts Fremdwörterbuch.
C orvins Pfaffenſpiegel.
Jn freien Stunden. I. II. und III. Jahrgang, geb.Reue Zeit. Diverſe Jahrgänge, geb.
Die illuſtrierte Welt der Erfindungen von J. G. Vogt. 6 Prachtbände,

à 6.50 Mk., Halbfranz, a 7.50 Mk. und 2 Supplement-Bände.
Das Werden des Menſchen von Dr. Eckrud. Preis geb. 6 Mk.
Krankheit oder Verbrechen von Dr. G. H. Berndt.
Jlluſtrierte Weltgeſchichte von J. G. Vogt. 6 Prachtbände, à 5.50 Mk.,

Halbfranz, a 6.50 Mk.
Preis 12.50 Mk.Kaufmann Truppe (ſechs Perſonen), Geſchichte der modernen Geſell s0 B t gtrobatiſche rade nd gunſt Rad ſchen K. eſellſchaftsklaſſen von Kampffmeyer. PreisD o GIIG VI. fahrer. Die Geſellſchaft George Das natürliche Werden der Lebeweſen von Dr. Roller. Preis geb. 3.75 Mk.

Preis 5 Mk.
6.50 Mk.

Geb. 1 Mk.

Preis 3.50 Mk.
50 Mk.edichte und Torträge zu allen feſtlichen Gelegenheiten

inder des Proletariats. Preis 60 Pfg.
Preis 4.50 Mk.

Gratulations
für die

Schillers Werke.
Göthes Werke.
Jbſens Werke u. v. a.
Wie P erPr Sozialdemokrat wurde. Eine Rede von Paul Göhre.

Preis 10 Pf
Geſchichte 57 deutſchen Sozialdemokratie von Franz Mehring. Geſamt-

preis 7.20 Mk., in Heften à 20 Pf.Sammlung geſellſchafts wiſſenſchaftlicher Aufſätze. Herausgeber Ed.
Fuchs. Preis pro Band Mk. 2.50.

Es werde Licht. Poeſien von Leopold Jakob Jakoby. Preis 2 Mk.
Worte ars pten des arbeiter freundlichen Zentrums von Hoch,

Prei 0 PfWas Fie i emokraten ſind und was ſie wollen von W. Liebknecht.
Preis 25 Pf

wider e w. 7 und Pickelhaube von Rud. Krafft, Premierleutnant
Preis 40 Pf.

VoIKSsbuchhanmdIumgſ,
Ranniſegeſtraſſe 3.

Preis (2 Bände) 4 Mk.

Zigarren e Blz Wdjoppenſ Knaben v. 85 777 an.in großer m wahl. Gutes Lager.

In Kiſten Engros-Preiſe. Jan ar v.e Tagdjoppen, halbleinenA. Gross, r 5. Jagd oppen, Cöper, 250 .4Jagdiovppen, Loden, v. 2.00 an
Jagdjoppen mit Faltene J und Gurt 3.50
Waſchjoppen aller Art. 8
Wa en.Dieſe Woche unübertrefflich. onteur- undGleichzeitig bringe ich mein i ant Normal- Anzüge v. 2.50 an.

u. Speiſewirtſchaft in empfehl. Erinner. 500
L. Kyritz, Herrenſtr. 25. Arbetterboſen Aer Arten

J 500
Mützen, à Stück 28, 50, 75 4 u.

1

Sonſt alle Artikel ſpottbillig.
Schulanzüge, grün Jagdhalblein.,

für Knaben von 8--15 Jahren,
Stück 3 .4.

Renners Kaufhaus
14 n 14.

rentzsch's
ussbodenfarbe

mit und ohne Lack, trocknet
über Nacht und iſt vorzüglich
in der Haltbarkeit.

Droguerie Rotes Kreuz.
Crnst Jentzsch, Leipzigerſtr. 31.

T
Lumpen, Knochen, Eiſen, Me-

talle kauft zu höchſten Preiſen
Arthur Holland, Se

MNawiorg werden gut rep. und rein ge-Klaviere ſtimmt v. Laue, Kuhg. 3 H. p.

Böttcherwaren empfiehlt billigſt
R. Katseh, Albrechtſtraße 23.

Frdl. Schlafſt. v. Geiſtſtr. 23, H. Il I.

Erfahrene Porſchmiede
für Maſchinen- und Winkeleiſen-Arbeit
bei hohem Verdienſt und dauernderEiſenwaren empfiehlt Beſchäftigung von großer Maſchinen

Faul Schneider, her geſucht.
77 Offerten ſind unter R. A- 4205 anTücht. Keſſelſchuiede t

werden bei hohem Verdienſt u. dauern Am Sonnabend früh 3 Uhr ſtarb
der Beſchäftigung von großer Maſchi nach längerem Leiden mein lieber Mann,

nen-Fabrit unſer ante Vater, der Jnvalidgeſucht. Karl Brauer.
Dies, zeigt tiefbetrübt an

Offerten ſind unter Chiffre R. K. 3971 Die trauernde Witwe nebſt
an Kadolt Monne, Herlin W. ein

helleAlle Sorten Tabake zur
Zigarren- Fabrikation ver
kauft preiswert

Kugusk Laugisch,
Zeitz,Poſaerſtraße 16.

Kinder.
Junt 1901.Trebnitz den 1

Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E, G, m. b. H.) Halle a. S.



Beilage zum Volksblatt.
Nr. 128 Halle a. 5., Mittwoch den 5. Juni 1901. [2. Jahrg.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 4. Juni 1901.

Die geſtrige Stadtverordnetenſitzung
wies in ihrem öffentlichen Teile zwar eine ſehr kurze Tagesordnung auf, indes entbehrte ſie keineswegs des Intereſſes

Die Bildung einer Geſundheitskommiſſion war der Haupt-
beratungsgegenſtand und mit regem Eifer nahmen ſich die
Stadtväter der Geſchäftsanweiſung derſelben an, obwohl wir
es lieber geſehen hätten, wenn man ſich der Thätigkeit im all-
gemeinen mehr zugewendet hätte. Wie ſie ihre Thätigkeit im
kleinen regelt, iſt ſchließlich Nebenſache. Grundſatz muß ſein,
alle Gebiete der Hygieine ins Auge zu faſſen und mit nie er-
lahmendem Eifer überall auf Verbeſſerungen zu dringen. Ge-
rade die Arbeiterſchaft hat ein eminentes Jntereſſe daran, wie
die Prüfung der Nahrungsmittel vor ſich geht, wie es in den
Schulen, in den Kranken- und Siechenhäuſern ausſieht, in
welchem e r die Schlafſtellen und Herbergen betroffen
werden uſw. uſw. Angeſichts der Wichtigkeit, ſo heißt es in
der Vorlage, hat der Herr Oberbürgermeiſter Staude den
Vorſitz in der Geſundheitskommiſſion übernommen. Hoffen wir,
daß auch die Leiſtungen derſelben im Verhältnis ſtehen zu der
angeblichen „Ehre“ obwohl uns dieſe eigentlich nebenſächlich
erſcheint die ihr durch die Uebernahme des oberbürger-
meiſterlichen Vorſitzes zu teil wird. Wir werden nicht ver-
fehlen, nach Jahresfriſt die Kommiſſion nach ihrer Arbeit zu
fragen, nur dünkt es uns ſchon jetzt, als ſei der Apparat ein
außerordentlich ſchwerfälliger. Nur bei intenſiver Mitarbeit
auch des letzten Unterkommiſſionsmitgliedes kann etwas Er-
ſprießliches geſchaffen werden. Es wäre nach allen Erfah-
rungen der letzten Jahre einfach vermeſſen, das ſozialpolitiſcheVerſtändmis unſerer Stadtverwaltung und nicht zuletzt des
Kollegiums höher einzuſchätzen, als wie es in Wirklichkeit iſt.

Jm weiteren oblag der Verſammlung die Wahl der Kura-
toriumsmitglieder zur Handwerkerſchule, über welche unſer Be-
richt das Nötige beſagt. Schließlich wurden noch einige kleine
Punkte erledigt. Das Hauptintereſſe konzentrierte ſich jedoch
auf den 1. Punkt der geſchloſſenen Sitzung Wahl einer ge-
miſchten Kommiſſion wegen des Kaiſerbeſuchs zur Denkmals-
enthüllung. Warum man dabei die Oeffentlichkeit vermied, iſt
nicht recht einleuchtend. Graut der bürgerlichen Mehrheit ſchon
jetzt vor ihren Beſchlüſſen

Kaiſerbeſuch und Stadtverordneten-Kollegium.
Ueber den oben angezogenen 1. Punkt der geſchloſſenen

Sitzung geht uns der nachfolgende Bericht zu: Nachdem
der Vorſteher die Beſuchsanzeige verleſen und auf die Bedeu-
tung der Kommiſſion hingewieſen hatte, nahm der Stadtverord-
nete Krüger das Wort, um ganz energiſch dagegen zu pro-
teſtieren, daß die Kommiſſion zu dieſem Zwecke etwa Gelder
aus ſtädtiſchen Mitteln beantragen ſolle. Bisher habe die
Sozialdemokratie außer der Platzfrage noch keine Veran-
laſſung gehabt, etwas gegen das Denkmal zu ſagen, da es aus
Privatmitteln hergeſtellt ſei, jetzt aber, wo es den Anſchein
habe, als ſollten bei der Enthüllung desſelben Gelder aus Ge-
meindemitteln Verwendung ſinden, ſei es an der Zeit, den
ſchärfſten Widerſpruch zu erheben. Zur Begründung
führte Redner an: Der diesjährige Etat habe nur mit Mühe
ohne Steuererhöhung feſtgeſtellt werden können, der Geſchäſts-
gang ſei ein ſo fauler, die Arbeitsloſigkeit eine ſo große, die
Finanzlage der Stadt eine traurige, daß man wichtige Aus-
gaben für die Volksſchulen, ſowie für notwendige Pflaſterarbeiten
habe unterlaſſen müſſen, damit nur keine Erhöhung der Kom-
munalſteuern eintreten mußte. Bei dieſer Sachlage ſei es ein
Schlag ins Geſicht der Bürgerſchaft, wenn man zu ſolchen
Zwecken Gelder verlangen würde

Für letztere Aeußerung erhielt Stadtv. Krüger einen Ord-
nungsruf.

Stadtv. Albrecht ſchloß ſich den Ausführungen Krügers
an und führte aus: Die ganze Denkmalsgeſchichte ſei von
vornherein als Privatangelegenheit behandelt worden, wobei
der Stadt keine Ausgaben entſtehen würden. Man könne alſo
jetzt nicht von uns verlangen, daß wir die Zeche bezahlen ſoll
ten. Wären wir ſchon aus Prinzip Gegner ſolcher Ausgaben,
ſo ſei es jetzt umſo mehr unſere Pflicht, zu verlangen, daß die-
jenigen, welche ein Jntereſſe an dem Denkmal hätten, welche
Titel und Orden dabei verdienen oder verdienen wollen, auch
die Koſten für die Enthüllung reſp. für den dazu eingeladenen
Beſuch zu bezahlen. Redner knüpfte an ſeine Erörterung noch
die Frage an den Magiſtrat, ob denn das Material für die
Kommiſſion zur Beratung einer Petition gegen den Brotwucher
immer noch nicht genüge Es gewinne immer mehr den An
ſchein, als wolle man die Sache bis nach dem Kaiſerbeſuch
verſchleppen.

Der Magiſtrat antwortete nicht.
Er wird ſich ſchon noch ins Zeug legen, wenn erſt die Höhe

der verlangten Gelder feſtſteht.
Jn die Kommiſſion wurden aus dem Kollegium gewählt die

Herren Prof. Dittenberger, Kaufmann Uber, Kommerzien
rat Steckner, Handelsgärtner Spindler, Baumeiſter
Gygas, Eiſenbahndirektor Reck, die Fabrikbeſitzer Engelcke
und Dehne und Kaufmann Aßmann.

Verpachtung des Stadttheaters.
Auf die öffentliche Ausſchreibung ſind 15 Offerten ein

gegangen. Jn ihrer letzten Sitzung am vorigen Freitag hat
die Theaterkommiſſion die Sichtung der Angebote vorgenommen
und davon vier zur engeren Beratung ausgewählt Darunter
befindet ſich die Offerte des gegenwärtigen Pächters unſeres
Stadttheaters, des Herrn Direktor Richards. Letzterer hat be
kanntlich das Theater noch bis zum Herbſt nächſten Jahres in
Pacht. Welche Wahl die Theaterkommiſſion treffen wird, iſt
ſchwer zu ſagen. Die Bewerbung des Herrn Mauthner, voraus-
geſetzt, daß derſelbe überhaupt eine Offerte eingereicht hat,
ſcheint darnach unter den vier ausgewählten nicht dabei z.
ſein. Jm übrigen hat in der Verpachtungsfrage die Stadt-
verordnetenverſammlung das letzte Wort.

Wann und wie ſoll man baden?
Das herrliche Badewetter lockt jung und alt in Ströme und

Weiher; da beim Baden und Schwimmen m d e ehe die
nötige Vorſicht beachtet wird, erſcheint es r ange rot
und zeitgemäß, allen Badeluſtigen folgende an ſn
herzigung zu einpfehlen: 1. Lege den De Zur beachte
mäßiger e zurück. 2. Bei n d nStrömung und Vodenverhältniſſe. 3. Entkleide dich langſam,

gehe aber dann ſofort ins Waſſer. 4. Tauche ſchnell und ganz
unter. 5. Bleibe nicht allzu lange im Waſſer, zumal wenn du
nicht kräftig biſt. 6. Kleide dich nach dem Bade ſchnell wieder
an. Wenn irgend möglich, bade nicht: 1. Bei heftigen
Gemütsbewegungen. 2. Nach durchwachten Nächten. 3. Bei
Unwohlſein. 4. Nach Mahlzeiten und beſonders 5. nach dem
Genuſſe geiſtiger Getränke.

*Arbeiterſekretariat. Acht Tage Ferien hat die Sekretariats-
kommiſſion dem Genoſſen Güldenberg in der geſtrigen Sitzung
bewilligt. Genoſſe Albrecht hat ſich bereit erklärt, während
der Ferienzeit die Vertretung im Arbeiterſekretariat zu über-
nehmen. Weiter beſchloß die Kommiſſion noch, daß Sonnabends
vor Weihnachten Oſtern und Pfingſten das Sekretariat von
mittags 12 Uhr an geſchloſſen bleibt.
Eine Zählung der Reiſenden in den Eiſenbahn-

zügen ſoll während der diesjährigen Sommerfahrplanzeit in
den Tagen vom 12. bis 14. Juni, 17. bis 19. Juli und 14.
bis 16. Auguſt ſtattfinden. Die Eiſenbahnverwaltung hat die
Zugführer bereits anweiſen laſſen, das Zählgeſchäft mit mög-
lichſter Genauigkeit durchzuführen.

Arbeiter-Sekretariat Halle a. S., Geiſtſtraße 21,
erſter Hof J. Wochenbericht. Jn der Zeit vom
28. Mai bis 1. Juni haben das Sekretariat 156 Perſonen in An-
ſpruch genommen. Von den vorgebrachten Anliegen betrafen:
Arbeitsdifferenzen 19, Unfälle 13, Mietsſtreitigkeiten, Dienſt-
botendifferenzen je 9, Strafſachen 8, Krankenverſicherung 7,
Jnvalidenverſicherung, Alimentation je 6, Armenunterſtützung 5,
Erbſchaf, Forderung, Privatklagen, Steuerreklamationen je 4,
Strafaufſchub, Eheſcheidung, Schadenerſatzklage je 3, Zivilklage,
Zahlungsbefehl, Vormundſchaftsſache, Namensänderung, Wan-
dergewerbeſchein, Pfändung je 2, Austritt aus der Kirche,
Lehrlingsdifferenzen, Stempelgebühren, Militärreklamation, Ab-
zahlungsgeſchäfte, Zeugengebühren, Jmpfangelegenheit je 1. Er-
ledigt wurden durch mündliche Auskünfte 92, auf ſchriftlichem
Wege 34 Fälle. Nach Staud oder Beruf geordnet verteilen ſich
die Parteien wie folgt: Arbeiter 89, Dienſtboten 11, Ehefrauen 9,
Witwen, Arbeiterinnen je 6, ſelbſtändige Gewerbetreibende je 2,
Hebamme 1. Organiſiert waren von den Arbeitern 53, die ſich
auf die einzelnen Verbände folgendermaßen verteilen Metall-
arbeiter 13, Maurer 8, Fabrikarbeiter 6, Bauarbeiter, Handels-
und Transportarbeiter je 5, Schmiede 4, Bergarbeiter, Holz-
arbeiter je 3, Bildhauer, Schneider je 2, Gaſtwirtsgesilfen,
Steinſetzer, Böttcher, Brauer, Tapezierer je 1. Jhren Wohnſitz
hatten in Halle und Vororten 104, Nietleben, Teutſchenthal,
Ammendorf je 2, Streckau, Eisleben, Beeſen, Landsberg, Die-
mitz, Groitzſch, Chemnitz, Glebitſch, Oberreichſtedt, Cölme, Bad
Schmiedeberg, Schennewitz, Köthen, Höhnſtedt, Dölau, Cottau
je 1 der Perſonen.

Geſtorben ſind im Laufe der vergangenen Woche in
Halle Süd 47 Perſonen und zwar an: Schwäche 10, Krebs 2,
Scharlach 4, Darmkatarrh 2, Gehirnentzündung 1, Lungen-
lähmung 3, Bauchfellentzündung 1, Krämpfen 1, Zuckerharn-
ruhr 2, Schwindſucht 6, Magenblutung 1, Selbſtmord 1,
Lungenödem 1, Keuchhuſten 1, Bruſtfellentzündung Schenkel-
bruch 1, Maſern 1, Darmlähmung 1, Ertrinken 1, Schlagfluß 1,
Herzfehler 1, Lungenentzündung 2, Zerſchmetterung 1, Arterien-
verkalkung 1. Darunter befinden ſich 10 in hieſigen Kranken-
häuſern verſtorbene Ortsfremde.

Jn Halle-Nord verſtarben in derfelben Zeit 22 Perſonen und
zwar an: Altersſchwäche 2, Lungentuberkuloſe 2, Speiſeröhren-
verengung 1, pernicoſer Angemie (Blutarmut) Herzlähmung
1, Lungenentzündung 1, Lebensſchwäche 1, Darmkatarrh 1,
Herzfehler 1, Darmblutung 1, Schlagfluß 1, Erſchießen 1,
Magenkatarrh 1, Gehirnkrämpfen 1, fortſchreitender Gehirn-
lähmung 1, Scharlach und Lungenentzündung 1, Brechdurchfall
1, Luftröhrenentzündung 1, Herzſchwäche 1, Gasvergiftung 1.

Darunter befinden ſich 5 in hieſigen Krankenhäuſern ver-
ſtorbene Ortsfremde.

Für das Radwettfahren, welches der Halleſche Bicyele-
Klub am nächſten Sonntag auf der Halleſchen Rennbahn an
der Merſeburger Chauſſee gegenüber der Artillerie-Kaſerne ver-
anſtaltet, dürfte wieder auf eine rege Beteiligung der Berufs-
wie Herrenfahrer zu rechnen ſein, da man keine Opfer ſcheut,
um durch hohe Barpreiſe und wertvolle Ehrenpreiſe die alte
Zugkraft der Bahn auch diesmal zur Geltung zu bringen.

o. Zeitz. Es regnet Strafmandate. Einigen Ge-
noſſen, die ſeiner Zeit das Flugblatt „Was koſten uns die
Junker?“ verbreitet hatten, iſt nun ein Strafmandat zugegangen.
So erhielten ſechs Genoſſen in Aue und einer in Rasberg die
Verfügung, laut welcher ſie je 30 Märklein blechen ſollen, weil
ſie die Flugblätter an einem Sonntag verbreitet hätten.
Selbſtverſtändlich haben alle Genoſſen gerichtliche Entſcheidung
beantragt, und es wird ſonach das Gericht erſt ebenſo ent
ſcheiden, wie in vielen anderen Fällen, daß die Verbreitung an
einem Sonntag außerhalb der Kirchzeit nicht ſtraf-
bar iſt.

Die Zahl der Strafmandate aber iſt für uns ein Beweis
dafür, daß daß das Flugblatt auf dem Lande ſtark diejenigen
verſchnupft hat, die eine Verteuerung des wichtigſten Lebens-
mittel des Volkes driaggend herbeiſehnen.

Wenn die ſich nur keinen Schaden thun.
o. Zeitz. Zur Einſicht der Steuerliſten mahnen wir

nochmal alle Arbeiter. Ebenſo bitten wir, die mitgenommenen
Liſten baldigſt dem Genoſſen Leopoldt abzuliefern. Jn dieſer
Sache muß jeder Arbeiter auf dem Poſten ſein und ein wenig
ſchneller handeln wie ſonſt, denn die Zeit, wo die Liſten aus-
liegen, währt nur bis zum 10. Juni. Alſo alles recht ſchnell
beſorgen.

Zeitz. Zur neueröffneten Badeanſtalt. Wie
wir ſchon geſtern mitteilten, lautet die magiſtratliche Bekannt-
machung über die Badeanſtalt dahingehend, daß die männliche
Bevölkerung die Anſtalt unentgeltlich benutzen kann Mittwochs
und Sonnabends von 10--12 Uhr mittags und Sonntags von
10 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittags. Das beſtimmt der
Magiſtrat der Bademeiſter beſtimmt es anders. Als am
Sonntag, den 2. Juni, in der genannten Zeit mehrere Arbeiter
baden wollten, wurden ſie vom Bademeiſter angehalten, die
Gebühren zu entrichten. Die Arbeiter weigerten ſich zu zahlen,
indem ſie auf die Verfügung hinwieſen, daß das Baden wäh-
rend der angegebenen Zeit frei ſei, darauf erwiderte ihnen die
Frau des Bademeiſters, die an der Kaſſe ſaß, daß dieſe Be
ſtimmung abgeändert würde, es wären ſchon am Mittwoch und
Sonnabend genügend Beſucher dageweſen, die unentgeltlich ge
badet hätten, das könne alſo am Sonntag nicht mehr gehen.
Darauf zahlten denn die Arbeiter 10 Pfg. für das Bad, er
klärten aber zugleich, daß ſie ſich weitere Schritte vorbehalten.
In der Anſtalt erfuhren ſie dann von vielen Badenden, daß
dieſe alle zur Zahlung angehalten worden ſind.

Wir ſind der Meinung, daß der Bademeiſter entgegen der
Bekanntmachung des Magiſtrats gehandelt hat und Gebühren
zu erheben nicht berechtigt war. Soll in der unentgeltlichen

Badezeit eine Aenderung eintreten, dann müßte und würde
der Magiſtrat dies vorher öffentlich bekannt machen. Jn der
Sache ſelbſt iſt Beſchwerde über die verlangte Gebühr beim
Magiſtrat von mehreren Perſonen am Montag eingelegt wor-
den, und wir werden abwarten, was der Magiſtrat für Maß-
nahmen treffen wird, um ſolche Vorkommniſſe zu verhindern.

Zeitz. Der Magiſtrat macht bekannt, daß das diesjährige
Aushebungsgeſchäft für den Stadtkreis Zeitz am Sonnabend,
den G. Juli, im hieſigen Schützenhauſe ſtattfindet.

Hierzu haben ſich früh 7 Uhr im genannten Lokale in rein-
lichem Zuſtande einzufinden:

1. die dauernd untauglich befundenen, und
2. die zum Landſturm erſten Aufgebots in Vorſchlag gebrachten

Militärpflichtigen,
3. alle militärpflichtigen Straf- und Unterſuchungsgefangenen,
4. die zur Erſatz-Reſerve in Vorſchlag gebrachten Militär

pflichtigen,
5. ſämtliche Reklamanten,
6. die als tauglich für irgend einen Truppenteil befundenen

Militärpflichtigen,
die von Truppenteilen abgewieſenen Einjährig-Freiwilligen,
die vorhandenen vorläufig beurlaubten Refkruten,

9. die vor Beendigung ihrer Dienſtzeit entlaſſenen Soldaten
(unbrauchbare, reklamierte oder unwürdige).

Alle hiernach im Aushebungstermine Geſtellungspflichtigen
ſind ſomit aufgefordert, ſich an dem genannten Tage und an
dem angegebenen Orte pünktlich zu geſtellen. Diejenigen,
welche ohne Entſchuldigung fehlen oder nicht pünktlich erſcheinen,
haben ſofortige Einſtellung oder eine Geldſtrafe bis zu 30 Mk.
oder entſprechende Haft zu gewärtigen.

Die Väter, Mütter und mehr als 14 Jahre alten Brüder
aller Reklamanten haben ſich mit einzufinden. Bei ihrem Aus-
bleiben müßte angenommen werden, daß die Reklamation zurück-
genommen ſei.

Die in hieſige Stadt verzogenen Militärpflichtigen, welche
ihrer endgültigen Abfertigung ſeitens der Ober-Erſatz- Kommiſſion
noch bedürfen, ſowie etwaige Nachgeſteller haben ſich ſofort mit
ihrer Geburtsurkunde oder Loſungsſchein im Rathaus, Zimmer
Nr. 1, zu melden.
O. Zeitz. AufderEiſenbahnſtrecke Zeitz-Camburg
iſt eine Stockung eingetreten, da durch den am Sonntag abend
ſehr ſtark niedergehenden Gewitterregen der Bahndamm zwiſchen
Schkölen bis Camburg unterſpült iſt. Die am Sonntag nach
Camburg gefahrenen Ausflügler mußten abends über Groß-
heringen nach Zeitz fahren, und kamen ſo ſtatt um 8 Uhr
58 Min. erſt um 1 Uhr 29 Min. nachts hier an. Wie lange
die Verkehrsunterbrechung andauern wird, iſt noch unbeſtimmt.

g. Aue. Der Steuüerzettel! Kürzlich ſind hier und
auch wohl anderwärts die Steuerzettel zugeſtellt und damit
jedem Steuerzahler bekannt gegeben worden mit welchem
Steuerſatz er zu den direkten Steuern herangezogen iſt. Da
es oft vorkommt, daß Unrichtigkeiten bezüglich der Einſchätzung
unterlaufen, muß man ſich den Steuerzettel genau anſehen, ob
die Einſchätzung richtig erfolgt iſt, und erforderlichenfalles
innerhalb vier Wochen zu reklamieren. Der Arbeiter ſollte
nicht nur reklamieren, wenn er zu hoch, ſondern auch, wenn er,
insbeſondere zur Gemeindeſteuer, zu niedrig herangezogen
wird. Bekanntlich ſind entſprechend der Höhe der Steuerſöte
weſentliche Rechte damit verbunden. Draſtiſch kommt dies ber
den Kommunalwahlen zum Ausdruck; nicht nur, daß drei
Wählerklaſſen je nach der Höhe der entrichteten Steuer gebil-
det werden und hierdurch ſchon verſchiedene Rechtsklaſſen ent-
ſtehen, auch diejenigen Steuerzahler, die mit einem ſteuer-
pflichtigen Einkommen von unter 660 M. herangezogen
werden, haben überhaupt kein Recht zu wählen.

Das ſteuerpflichtige Einkommen iſt nicht identiſch mit
dem wirklichen Einkommen, denn von letzterem kommen für
jedes Kind unter 14 Jahren 50 M. in Abzug. Z. B.: Ein
Arbeiter verdient jährlich 900 M., hat aber fünf Kinder unter
14 Jahren zu verſorgen, ſo verbleibt von den 900 M. wirk-
lichem Einkommen nur ein ſteuerpflichtiges Einkommen von
650 M., er gehört alſo in die Steuerſtufe unter 660 M. und
hat ſomit nicht das Recht mit zu wählen. Das Geſetz erklärt
mithin die Arbeiter, welche den Staat durch Kindererzeugung
bevölkern, minderen Rechts, nicht nur, daß der Arbeiter, je
zahlreicher die Familie iſt, deſto mehr Sorge und Not zu be
ſtehen hat, er wird auch noch durch derartige Beſtimmungen
rechtlos gemacht.

Es iſt bekannt, daß durch die Beſtimmung, nach welcher nur
das ſteuerpflichtige Einkommen bei Abmeſſung des Wahl
rechts in Betracht gezogen wird, über die Hälfte der ſonſt
wahlberechtigten Arbeiter getroffen werden vergrößert wird die
Anzahl dieſer noch dadurch, daß ſich Arbeiter unrichtigerweiſe
in der Steuerſtufe unter 660 M. ſteuerpflichtigen Einkommens
befinden und die Arbeiter entweder mit den geſetzlichen Be
ſtimmungen nicht vertraut oder aber der Anſicht ſind, ſie könn-
ten mit den paar Groſchen, die ſie in der nächſt höheren Stufe
zahlen, wer weiß was anfangen und verſcherzen ſo ihr Wahl-
recht. Da es aber von erheblicher Bedeutung iſt, daß ſich die
Arbeiter ihr Wahlrecht ſichern, muß jeder Arbeiter dafür ſorgen,
mindeſtens in die Steuerſtufe von 660 900 M. ſteuer-
pflichtigen Einkommens zu gelangen, es giebt eine Anzahl
Arbeiter, wenigſtens in Jnduſtrieorten, die 800—900 M. jähr-
lich verdienen, und welche nur 2-3 Kinder unter 14 Jahren
haben und doch in der Steuerſtufe unter 660 M. rangieren.
Wo letzteres zutrifft, verſäume man nicht, rechtzeitig zu
reklamieren, denn bekanntlich werden die Wählerliſten an der
Hand der Steuerliſten angelegt; wer alſo in die Wählerliſte
kommen will, muß vor allem dafür ſorgen, daß er in der
Steuerliſte ſich befindet, welche die Wahlberechtigten enthält,
ſonſt hilft ihm zur Zeit, in welcher die Wählerliſten ausliegen,
alles Proteſtieren nichts.

Was hier geſagt iſt, gilt für viele Orte. Unſere Genoſſen
mögen ſich ſofort ihren Steuerzettel anſehen und eventuell der
Vereinfachung halber und da die Reklamation ſchriftlich ein
gereicht werden muß, an die bekannteren Parteigenoſſen wen
den, welche das Weitere ſchon beſorgen werden.

I. Delitzſch. Wegen Betruges iſt am 18. Februar vom
Landgerichte Halle a. S. der Gutsbeſitzer Richard Spott zu
2 Monaten Gefängnis und 300 Mk. Geldſtrafe verurteilt
worden, nachdem ein früheres Urteil vom Reichsgericht auf-
gehoben worden war. Das Urteil gegen den damals mit ver-
ürteilten Wiegemeiſter der Zuckerfabrik Delitzſch, Bern-
ſchneider, iſt rechtskräftig geworden. Spott lieferte der
Zuckerfabrik Rüben, welche von Bernſchneider jedesmal gewogen
wurden. Wie feſtgeſtellt iſt, notierte B. höhere Gewichte als
von Spott geliefert wurden und veranlaßte ſo, daß dem Spott
bei der Abrechnung ein höherer Betrag von der Fabrik gezahlt
wurde, als er zu fordern hatte. Bernſchneider hatte ſich von
Spott früher einmal 150 Mk. angeblich als Darlehen geben
laſſen. Dieſer hatte Bernſchneider zur Rückzahlung niemals
aufgefordert, und ſchließlich hatte Bernſchneider, ohne bei Svott
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auf Widerſpruch zu ſtoßen, erklärt, er werde es „in Rüben
utmachen“. Eines Tages hatte er dem Spott zugerufenJebt ſind wir glatt! Das Gericht hat trotz des Leugnens des

Spott angenommen, daß er Kenntnis von den betrügeriſchen
Manipulationen Bernſchneiders hatte. Die Reviſion des An
geklagten gegen das neue Urteil, in welcher abermals die
Kenntnis von B.s betrügeriſchem Thun beſtritten wurde, hatte
keinen Erfolg.
t r

Delitzſch. er.Einen Kexartiger Streich ſpielten in vorletzter Nacht zwei
Radfahrer einem Nachtpolizeiſerganten hierſelbſt. Derſelbe war
auf einer Bank im Birkenbuſch, jedenfalls infolge des auf-
regenden Dienſtes in letzter Woche, eingeſchlummert, welcher
Umſtand von den beiden Radfahrern dazu benutzt wurde, dem
Poliziſten den Helm abzunehmen. Am anderen Morgen ließen
ſie den Helm bei der Polizei als gefunden abgeben.

Nordhauſen. Der Kampf geht weiter, da die Unter
nehmer den Schiedsſpruch des Gewerbegerichts abgelehnt
haben. Bekanntlich hatten die Arbeiter dem Schiedsſpruch zu
geſtimmt, weil er ihnen zwar nicht alle Forderungen erfüllte,
aber ihnen doch die Ausübung des Koalitionsrechtes ſicherte.
Nun haben aber die Fabrikanten bewieſen, daß ſie keinen Frieden
wollen und die Einigungsverhandlungen nur als Komödie
betrachteten. Nun wohl, die große Oeffentlichkeit weiß nun,
auf welcher Seite allein alle weitere Schuld zu laſten hat; die
Arbeiter werden nun erſt recht für ihre gerechte Sache weiter
kämpfen, mutvoll und unerſchrocken bis zu einem völligen
Siege.

g Sangerhauſen. Vandalismus. Wie ſchon im vorigen
Jahre, ſo auch jetzt wieder werden beſtändig Hunde mit
Strychnin vergiftet. Auffällig iſt hierbei, daß dies nur vor-
kommt in den Anlagen bei der Marienkirche ſowie bei den
Teichen. Jm vorigen Jahre verloren Herr Schmalz ſowie
Herr Gaſtwirt F. Stieglitz hier vier Hunde im Werte von
wohl 500 Mark. Auch andere Herren verloren auf dieſe ſchänd-
liche Weiſe ihre meiſt wertvollen Tiere. Schon das Landrats-
amt hat Ermittelungen hierüber anſtellen laſſen, leider ohne
Erfolg. Da vor kurzem wieder dieſer rohe Patron ſeinem Ge
werbe oblag, ſo iſt der Staatsanwaltſchaft Anzeige hierüber
erſtattet unter Angabe von wichtigen Verdachtsmomenten. Wie
leichtfertig mit dem ſo gefährlichen Strychnin umgegangen wird,
beweiſt nachfolgendes: Herr Gärtner Leonhardt von hier er-
zählte vor kurzem dem Einſender in Gegenwart zuverläſſiger
Zeugen, er habe von dem Herrn Rentier A. Hoffmann, genannt
Roſenkönig hier, Strychnin geſchenkt bekommen erhalten zwecks
Vergiftung von Ratten. Er, L., habe dann ſpäter die ver-
gifteten Knochen fortgeworfen, ein Hund des Herrn Oberſt
Schwaab habe an einem ſolchen genagt und ſich gleich nach
dieſem überſchlagen. Eine Anzeige ſei diesmal nicht erſtattet.

Auf Vorhaltungen hat Herr Rentier H. erklärt, wohl wieder-
holt Katzen, jedoch niemals Hunde vergiftet zu haben. Letzteres
traut ihm auch niemand zu, zumal er ſich um unſere Anlagen
ſo verdient gemacht hat.

Vom Harz. Die Walpurgishalle auf dem Heren-
tanzplatz. Der Maler Hermann Hendrich hatte bekanntlich
die Errichtung einer Halle auf dem Brocken, in welcher die
Fauſtſage durch fünf große Gemälde bildlich dargeſtellt werden
ſollte, ins Auge gefaßt. Die Ausführung des Unternehmens
ſcheiterte aber an dem Widerſtande des Beſitzers des Brockens,
des Fürſten Chriſtian Ernſt zu Stolberg-Wernigerode, der das
Unternehmen für gänzlich verfehlt erachtete. Hendrich wandte
ſich darauf an die Gemeinde Thale mit dem Erſuchen, um
Ueberlaſſung eines Bauplatzes für die Errichtung einer Wal-
purgishalle auf dem Hexentanzplatz. Die Unterhandlungen, die
zu dieſem Zwecke zwiſchen der Gemeinde Thale und Hendrich
geführt wurden, ſind nunmehr zum Abſchluß gelangt und haben
ein für beide Teile befriedigendes Reſultar gehabt, ſo daß der
Bau der Halle nunmehr geſichert iſt. Der Entwurf der Halle
rührt von dem Baumeiſter Bernhard Sehring in Berlin her.
Mit dem Bau ſoll alsbald begonnen werden, ſo daß derſelbe
zum 1. Juli möglichſt fertiggeſtellt ſein ſoll. Der Gemälde-
zyklus, in fünf großen Gemälden die Walpurgisdichtung dar-
ſtellend, iſt bereits fertiggeſtellt. Das erſte Bild ſtellt die Szene
dar, in welcher Fauſt und Mephiſto den Brocken beſteigen. Das
zweite ſtellt den unterirdiſchen Palaſt dar mit ſeinen farben-
glühenden, märchenbuntſchillernden Geſteinen; im dritten Bild
hat Hendrich verſucht, die packende Sturmſchilderung Göthes
maleriſch nachzuahmen. Es folgt das Hauptbild, der Herxentanz,
und als Schlußbild das geſpenſtiſche Gretchen mit dem Henker-
mal um den ſchönen Hals.

Kleine Srovinzial- Nachrichten.
Ueberfahren und ſchwer verletzt wurde auf der Straße nach

Langenbogen im Mangsfeldſchen der Knecht Rittershauſen
des Gutsbeſitzers Bolze in Hettſtedt. Er war aus der Schoß-
kelle geſchleudert worden. Jn Wittenberg wurde auf dem
Bahnhofe der Bremſer Pillaſch beim Anziehen der Notleine,
welche nur noch an den Güterzügen vorhanden iſt, von einer
herabſtürzenden auf dem Wagen befeſtigt geweſenen eiſernen
Vorrichtung, vermittelſt welcher die Leine in beſtimmter Ent-
fernung vom Wagen gehalten wird, an den Kopf getroffen und
trug eine bis auf den Knochen gehende klaffende Wunde davon.

Jn Almrich bei Naumburg ertrank ein 8 jähriger Eiſen-
bahnarbeitersſohn beim Baden in der Saale. Sonntag nach-
mittag 19/2 Uhr ertrank vor den Augen ſeiner Kameraden in
dem zum Rittergut Greppin gehörigen Teiche der elfjährige
Otto Schlunk. Er wurde von dem Verwalter des Herrn Lezius
als Leiche aus dem Waſſer geholt. Jn Roitzſch hat ſich
Sonntag nachmittag eine Frau Koitzſch beim Feueranmachen
mit Petroleum verbrannt; eine Kanne Petroleum iſt explodiert.
Die Frau iſt am Montag vormittag geſtorben.

7s oziales.
Arge Mißſtände in Bezug auf Arbeiterinnenſchutz

müſſen ſelbſt von einer Gewerbeinſpektion zugegeben werden. Jn
dem Berichte des Leipziger Gewerbeinſpektors heißt es nämlich:

„Die Arbeitszeit iſt im allgemeinen die bisher übliche ge-
blieben. Zu den Saiſonzeiten werden die Arbeiterinnen in
manchen Schneiderwerkſtätten übermäßig in An-
ſpruch genommen, die Thätigkeit derſelben ſetzt ſich dann
anhaltend bis in die ſpäten Nachtſtunden hinein fort.
Der Jnſpektion will es als eine in dem Schutz der Frauen-
arbeit verbliebene Lücke erſcheinen, daß auf dieſe Werkſtätten,
ſobald in denſelben nur nach Maß und auf vorherige Be-
ſtellung für Privatkundſchaft gearbeitet wird und durch Ele-
mentarkraft bewegte Hilfsmaſchinen nicht zur Verwendung
kommen, auch wenn in denſelben 50 und mehr Perſonen thätig
ſind, weder die den Fabriken auferlegten Beſchränkungen be-
züglich der Arbeitszeit, noch die Vorſchriften der Verordnung
vom 31. Mai 1897, die Ausdehnung der s 135 bis 139 und
des S 139 b der Gewerbeordnung auf Werkſtätten der Kleider-
und Wäſchekonfektion betreffend, anzuwenden ſind. Außer den
geſundheitlichen Schädigungen durch dieſe lange
erſcheint auch das ſittliche Leben der Arbeiterinnen deshal
Gefahren ausgeſetzt, denn es liegen Klagen vor über Be-
läſtigungen, denen in ſpäter Nachtzeit von der Arbeit heim
kehrende Näherinnen ausgeſetzt waren.

Der Gewerbeinſpektor beſtätigt hiermit lediglich, was ſeitens
der Arbeiterſchaft und deren Vertreter unendliche Male aus
geſprochen iſt.

Sie wurde vom Reichsgericht als imbegr

efundene“ Helm des Poliziſte

Frauenproteſt gegen Chinagreuel. Der Verband fort
ſchrittlicher Frauenvereine“, unterzeichnet Anita Augspurg,
Minna Caner und Lida Heymann, hat an den preußiſchen
Kriegsminiſter ein Schreiben gerichtet, worin ſie deſſen „Auf-
merkſamkeit“ auf die von der Preſſe aller Nationen überein-
ſtimmend berichtete Mißhandlung und Schändung chineſiſcher
Frauen lenken. Unter dem Ausdrucke tiefer Empörung über
dieſe Vorgänge richten ſie an den Kriegsminiſter die Frage,
was ſeitens der deutſchen Armeeverwaltung geſchehen ſei um
feſtzuſtellen, ob deutſche Soldaten und eventuell welche an ſolchen
Unthaten beteiligt geweſen ſind. Die Eingabe erklärt es für
„dringend nötig, daß unſre Militärjuſtiz ſich mit den angeführ-
ten Berichten beſchäftigt, um auf Grund genaueſter Nach-
forſchung entweder das tief erſchütterte Zutrauen weiter Be
völkerungskreiſe zu der Haltung unſerer Truppen wiederher-
ſtellen zu können, oder die etwa begangenen Verbrechen durch
ſtrengſte Ahndung zu ſühnen“.

Die Eingabe macht dem guten Herzen ber genannten Damen
alle Ehre und wir wiſſen uns in der Empörung über ſolche
Greuel eins mit ihnen, aber auf die Entſchließung des preußi-
ſchen Kriegsminiſters wird ſie ebenſo einflußlos bleiben, wie
auf die Kolonialpolitik der modernen „Kultur“-Staaten über-
haupt, von der der Chinakrieg mit allen ſeinen Greueln nur
eine Begleiterſcheinung iſt. Dieſen Dingen kommt man wahr-
lich nicht bei durch Eingaben an den preußiſchen Kriegsminiſter.

Die Ermordung des Rittmeiſters v. Kroſigh
vor dem Kriegsgericht.
(Nach dem Bericht des Vorwärts.)

Vierter Tag der Verhandlung.
Jn der geſtrigen Nachmittagsſitzung wurde noch der Polizei

kommiſſar Marback aus Gumbinnen vernommen. Derſelbe
erklärte: Jch halte den Mord für einen Racheakt. Die Braut
Martens hat nach deſſen Dre geſagt: „Lebendig werden
ſie ihn nicht bekommen.“ Die heutige Sitzung wird r en
9 Uhr von dem Vorſitzenden eröffnet. Die Angeklagten ſehen
heute ſehr zuverſichtlich aus.
Zeuge Oberleutnant v. Hoffmann: Jch habe Hickel ſtets

für einen offenen Charakter gehalten. Jn der letzten Zeit war
das Verhältnis zwiſchen Hickel und dem Rittmeiſter v. Kroſigk
kein gutes. Hickel wurde von letzterem oftmals getadelt. Ritt-
meiſter v. Kroſigk hatte den Befehl gegeben, beim Reiten ihn
anzuſehen. Bei dieſer Gelegenheit hat der Rittmeiſter einmal
geſagt zu Hickel: „Herr Unteroffizier, wenn Sie nicht thun,
was ich beſehle, ſperre ich Sie ein. Das war etwa am Tage
vor dem Morde. Staatsanwalt: Hat Rittmeiſter v. Kroſigk
gegen Hickel Schimpfworte gebraucht Zeuge: Jch glaube,
er hat einmal geſagt: „Sie ſind ein ganz niederträchtiger
Patron.“ Verteidiger Rechtsanwalt Horn: Jch möchte an
den Herrn Zeugen auch noch Fragen ſtellen und ſtelle anheim
deshalb die Oeffentlichkeit auszuſchließen. Der Gerichtshof
beſchließt den Ausſchluß der Oeffentlichkeit, entſprechend dem
Antrage des Verteidigers.

Nach Wiederherſtellung der Oeffentlichkeit wird zunächſt der
genge Sergeant Fehler vernommen. Auf Befragen des

erteidigers Rechtsanwalt Horn bemerkt der Zeuge: Sergeant
Hickel iſt ein guter Reiter. Er hat das Pferd der Frau Ritt-
meiſter zugeritten und iſt vom Rittmeiſter mehrfach gelobt
worden. Jn letzter Zeit hat er nicht mehr ſo gut geritten, weil
er an Krampfadern leidend war. Hierauf werden die Mann-
ſchaften darüber vernommen, woher die Kugel gekommen ſei.
Der erſte dieſer Zeugen, Dragoner Satowski ſagt aus:
Schon als die Schwadron zur Leiche geführt wurde, erzählte
man, daß der Schuß aus der Richtung des Gucklochs her-gekommen ſei. Die Ausſagen andere Zeugen lauteten ähnlich.

Hierauf wird der Dragoner Satowski als Zeuge ver-
nommen. Er ſagt aus: Jch bin um 4 Uhr in die Reitbahn
gegangen und um 4 Uhr wieder herausgegangen. Jch ging
nach dem Rekrutenſtall und tränkte dort die Pferde. Als ich
das vierte oder fünfte Pferd tränkte, J Hickel durch
den Stall gegangen. Er ſagte: „Dort ſind bereits die Lampen
angeſteckt und hier noch nicht.“ Gleich darauf kamen Rekruten, um
die Lampen anzuſtecken. Wann Unteroffizier Domning in
den Stall gekommen iſt, das weiß ich nicht mehr. Zeuge
Sergeant Schielath: Der Rittmeiſter hat Marten wegen
der Rekrutenausbildung mehrfach belobt. Er ſagte, die Ab-
teilung Marten ſei ſehr gut. Jch bin am 21. Januar 4 Uhr
nachmittags etwa eine halbe Stunde mit Marten zuſammen
geweſen. Alsdann bin ich in den Stall gegangen. Einige
dinuten nach 4 Uhr kam Domning in den Stall mit der

Nachricht: Rittmeiſter v. Kroſigk habe ſich erſchoſſen. Er
ſagte, er werde ſich vielleicht bloß verletzt haben, weil er erſt
mit dem Revolver geſchoſſen habe. Jch eilte mit Hickel zum
Guckloch der Reitbahn. Wir ſahen durch das Guckloch den
Rittmeiſter auf der Erde liegen mit ausgezogenem Rocke.Der Angeklagte Unteroffizier Domning bemerkt auf Be-
fragen: Der Gefreite Banilla hatte mir mitgeteilt, der Ritt
meiſter habe ſich erſchoſſen. Jch eilte deshalb ſchnell nach der
Reitbahn. Vor dieſer lag der Karabiner. Der Rittmeiſter lag
auf der Erde. Jch war kaum eine Minute an der Reitbahn.
Alsdann lief ich eiligſt nach dem Stall, um allen Sergeanten
und Unteroffizieren das Geſchehene mitzuteilen. Als ich aus
der Reitbahn kam, ſtand der Karabiner noch da. Jch habe ihn
ſofort abgegeben.

Der Zeuge Dragoner-Wachtmeiſter Melzer bekundet: Jch
habe vor etwa drei Wochen Skobeck gefragt, ob die Leute, die
er am Guckloch geſehen habe, Unteroffiziermäntel oder Unter
offiziermützen getragen hätten. Er verneinte beides. Präſ.:
Wo haben Sie Skobeck gefragt? Zeuge: Jm Stall.
Skobeck hat gerade Pferde beſchlagen. Staatsanwalt:
Er hörte dann vielleicht nicht aufmerkſam zu Zeuge: Jch
laube doch. Präſ.: Wer war dabei, als Sie die Frage
tellten Zeuge: Unteroffizier Griegat. Letzterer be-

merkt auf Befragen: Er könne ſich nicht mehr erinnern.
Präſ.: Skobeck, hat der Wachtmeiſter Sie befragt? detge
Skobeck: Das weiß ich nicht mehr. Präſ.: Sie ſollen
verneint haben, daß die Leute am Guckloch Unteroffiziermützeund Unteroffiziermäntel getragen haben Skobeck: a
wohl. Präſ.: Sie behaupten doch, die Leute hätten Unter-
offiziersmäntel und Unteroffiziersmützen getragen Skobeck:

ch erinnere mich nicht mehr, was der Herr Wachtmeiſter
ragte. Jch weiß aber, ſie hatten ſteife Mützen. Präſ. (zu

Melzer): Wer veranlaßte Sie, Skobeck zu fragen? Zeuge
Melzer: Ein menſchliches Jntereſſe. Präſ.: Haben Sie
jemand das Geſpräch erzählt Zeuge Wachtmeiſter Melzer:
Jawohl, mehreren Leuten und auch meiner Frau. Präſ.:

nd Sie, Skobeck, erinnern ſich des Geſpräches mit dem
Wachtmeiſter nicht mehr? Skobeck: Nein.

Alsdann werden einige Unteroffiziere über das Alibi des An
geklagten Hickel vernommen. Zeuge Sergeant Bockus:
Hickel iſt gegen 4 Uhr in den Stall gekommen. Die Lampen
waren jedenfalls noch nicht angeſteckt. Jch weiß nicht, ob
Hickel den Befehl erteilt hat, die Lampen anzuſtecken. Jch
habe mich mit Hickel unterhalten und bin einige Minuten vor
5 Uhr aus dem Stall gegangen. Präſ.: Hickel behauptet,
Sie hätten auf die Uhr geſehen und geſagt: „Es iſt 4 Uhr.“

Zeuge Bockus: Das iſt nicht wahr. Präſ. Sie ſollengeſagt haben „Wenn ich nur nicht in Verdacht komme, da ich

um 45 Uhr aus dem Stall gegangen bin.“ Zeuge: Das
habe ich nicht geſagt. Hickel verſucht nun klar zu machen,
datz ſich die Rekruten geirrt haben müßten. Er habe zu der
2 als der Schuß erfolgte, nicht am Guckloch ſtehen können.
d igdel bemerkt ferner auf Befragen: Als Domning die
iobspoſt brachte und ich nach der Reitbahn lam, da ſagte ein

öffnung werden einige Soldaten es AnſteckensS Lampen im Rekrutenſtall vernommen. Shpech wird die
effentlichkeit wiederum ausgeſchloſſen. Nach Wiederherſtellung

der Oeffentlichkeit teilt der Vorſitzende Major v. d. Gröben
mit, daß zunächſt eine Pauſe von einer Stunde eintrete. Als-
dann finde eine eingehende Lokalbeſichtigung ſtatt, die auch eine
Stunde dauere. Der Wiederbeginn der Verhandlung ſei des
halb auf 5 Uhr feſtgeſetzt. Von der Beſichtigung der könig-
lichen Gebäude ſei das Publikum ausgeſchloſſen.

Als die Sitzung um 5 Uhr wieder eröffnet wird, erſcheint
Kriminalkommiſſarius v. Bäckmann Berlin als Zeuge. Der-
ſelbe ſagt aus: Als ich von Berlin nach Gumbinnen kam,
waren Marten und Skobeck bereits verhaftet. Jch habe
aus den Akten erſehen, daß gegen Marten ein erheblicher
Verdacht vorlag. Er iſt auf dem Korridor in der Nähe des
Karabiners wen Präſident r Schul z(unterbrechend)d Daß Marten in der Nähe des Karabiners
geweſen, kann ich nicht zugeben. Kriminalkommiſſarius v. Bä ck
mann: Er war aber etwa acht Schritte davon. Auch daß er
einen Soldaten hat, ob ſeine Abteilung ſchon e

Mann: „Da liegt das A Hierauf wird die Sefſntuskeit wieder S inuten u hen der Wieder
1 über die Zeite

g

machte ihn verdächtig. Gegen Skobeck ſprach, daß er na
dem Schuſſe am Guckloch geweſen, den Rittmeiſter v. Kroſig
liegen und zwei Leute mit Mänteln geſehen hatte. Der Ver
dacht gegen Marten war ſchwerer, als der gegen Skobeck,
umal noch ein anderer Mann jemand am Guckloch geſehen
atte. Skobeck hat geſagt: er wollte ſich vom Dienſte „drücken“.

Da habe er zwei Leute mit ſteifen Mützen geſehen, die er für
Pngraffilere gehalten habe. Er ſei deshalb nicht in die Kaſerne
ſondern in den Krümperſtall Echapaern, Als er noch im Stalle

ſei, ſei ein ſchwerer Schuß Er ſei nach der
eitbahn gelaufen und habe aus Neugier durchs Guckloch ge

ſehen. Er iſt nicht verdächtig, weil er das im Stall Geſprochene
genau wiedergeben konnte. Er ſagte, er habe den Oberleut-nant v. H offm ann rufen hören. Hätte Skobeck geſchoſſen,

dann hätte er erzählt, er hätte den Rittmeiſter rufen hören.
Es iſt auch feſtgeſtellt, das Skobeck in der Schmiede beſchäf-
tigt war. Er hatte auch keine Zeit, ſich den Karabiner zu be
ſchaffen. Er hätte dann auch nicht gewartet, bis die Leute aus
der Reitbahn kamen. Jch halte es auch für ausgeſchloſſen, daß
eine Perſon den Mord verübt hat. Sie konnte es ohne Deckung
nicht wagen. Jch nahm an, daß es Leute der vierten Schwadron
gethan hätten. Wegen der Thäterſchaft von Hivil erſonen habe
ich auch recherchiert, aber ohne Ergebnis. Präſident: Wie
kamen Sie auf Hickel? Kriminalkommiſſarius v. Bäck-
mann: Vorausgeſetzt, der Thäter war, war es
nicht anzunehmen, da er Untergebene als Helfer hatte. Hickel
war der Schwager Martens. Er war der nsige nter
offizier der Schwadron mit Wwargm Schnurrbart. Er konnte
auch ſein Alibi nicht nachweiſen. iſt in der W r eit

glaube, daß Hickelmit Marten zuſammen geweſen.
vom Stall zur Reitbahn ging, um zu ſehen, ob die Bahn frei
ſei und um Marten ein Zeichen zu geben. Präſident:
Sind das bloß Jhre Wahrnehmungen Zeuge: Allerdings,
aber Domning bekundete, mit Hickel in der fraglichen Zeit
im Remontenſtall geweſen zu ſein. Jch habe alle Dragoner
gefragt, ſie haben Hickel aber im Remontenſtall nicht geſehen.

Angeklagter Domning: Der Kommiſſar wollte
durchaus haben, ich ſollte ſagen: ich ſei mit Hickel
nicht im Remonteſtall r Jch habe aber geant-
wortet: „Und wenn ich zeitlebens ins Zuchthaus komme, kann
ich nicht anders ſagen.“ Darauf hat mir der Kommiſſar mit
Einſperren gedroht. r n v. Bäckmann: Jch habe allerdings ermahnt, die Wahrheit zu ſagen.Wenn ihm eine Unwahrheit nachgewieſen würde, könne er ver
haftet werden. Dazu bin ich berechtigt. Jch habe geleſen, d
auch Hickel behauptet hat, ich hätte W J Das i
eine Lüge! Präſident: Jch erſuche Sie, den Ausdruck
„Lüge“ nicht zu z m u v. Bäck-mann Dann ſage ich: es iſt falſch. Die Ausſagen der
Unteroffiziere waren faſt gar nicht zu verwerten. Zwei Dra-
goner aber bekundeten: Hickel ſei aus dem Stalle gegangen
und 6—8 Minuten ſpäter ſei die Nachricht, daß v. Kroſigk er
ſchaſſen, überbracht worden.

Staatsanwalt: Die Angaben des Kriminalkommiſſars
v. Bäckmann decken ſich nicht mit denen ckels.
Hickel: Jch habe bei v. Bäckmann genau ſo ausgeſagt
wie hier. v. Bäckmann: Das iſt unwahr. nahm
an es ſei eine vorbereitete Sache geweſen, daß die Lampen
nicht r waren. Domning hat anſcheinend Hickel
den Rücken gedeckt, daß dieſer unbehindert in den Stall ge
langen konnte. Dies wäre nicht möglich geweſen, wenn die
Lampen gebrannt hätten. Jm Remonteſtall kann er nicht ge
weſen ſein, ſonſt wäre er geſehen worden, da dieſer erleuchtet
war. Kriminalſchutzmann Richter Berlin, der zumeiſt
unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit vernommen wird, ſagt aus:
Marten war deshalb verdächtig, weil ſein Vater arge 4
würfniſſe mit v. Kroſigk hatte und deshalb auch verſetzt
werden ſollte.

Hierauf wird die Sitzung auf Montag vormittag 102 Uhr

Bfſingſtkongreſſe.
5. GeneralVerſammlung des Deutſchen Metall

Arbeiter- Verbandes in Nürnberg.
G. Nürnberg, 29. Mai.

Schluß der rerGieſenFröbe ermahnt in Rückſicht auf die finanzielle Lage
des Formerverbandes zur Vorſicht bei Anknüpfung der Einig
ungs-Verhandlungen.

örmann- Frankfurt a. M. verurteilt entſchieden das Zir
kular des Vorſtandes zur Maifeier.

Kämpf- Stuttgart meint, man hätte nicht nur die
lungen des Vorſtandes kritiſieren ſollen, n auch ſo ein
wenig Anerkennung für die große Arbeitsleiſtung desſelben ein
ſehen laſſen können. Die übergroße Arbeitslaſt habe auch ver-
chuldet, daß der Vorſtand ſeine Entſcheidungen nicht immer

mit der wünſchenswerten Genauigkeit hätte treffen können.
Damit iſt die Generaldiskuſſion über den Vorſtands und

Ausſchußbericht geſchloſſen. Als Vertreter des Vorſtandes er
hält Reichel das Schlußwort. Er ſucht die gegen den Vor
ſtand erhobenen Vorwürfe W zu entkräften. Auf die
Darlegungen des Kollegen Baſel-Nürnberg erwidert er, die
Generalkommiſſion habe keine Machtmittel, der Agitation des
n perbandes gegen den Metallarbeiterverband ein Ende
zu machen.

Dejung Frankfurt a. M. als Vertreter des Ausſchuſſes
rechtfertigt nochmals den Standpunkt, den der Ausſchuß bei
den v iedenen Beſchwerden gegen den Vorſtand eingenom
men habe.

Auf Antrnß Kümmerle-Nürnberg wird die Angelegenheitder errvi ions kommiſſion der neugewählten Preßkommiſſon
überwieſen. Es folgt eine Reihe perſönlicher Bemerkungen und
Richtigſtellungen.

Dem Ausſchuß wird mit allen gegen zwei Stimmen Ent-
laſtung erteilt, dem dauptkaſſierer Werner einſtimmig. Zurück-
gezogen wird ein unklar formulierter Antrag, der namentliche
Abſtimmung darüber verlangt, ob die Generälverſammlung mit
der Geſchäftsführung des Vorſtandes einverſtanden ſei. Ein-
ſtimmig men wird eine von der Sechſerkommiſſion vor-
elegte Reſolution, die der Neigung der Generalverſammlung
usdruck giebt, mit dem Formexrverband in Einigungsverhand-lungen n unter der Vorausſetzung, da hie Selbſt

irrt es Metallarbeiterverbandes erhalten bleibt. Fernerwird der Vorſtand beauftragt, mit dem öſtreichiſchen Brud
den in Haſt

verbande dahin einen Ausgleich anzuſtreben, da
reich reiſenden deutſchen Kollegen dieſelben re
gewährt werden betr. des Reiſegeldes, wie der O



s d d n
vom Verbande. Mit großer Maj ferner
ein Antrag Dortmund angenommen Die e eralver
ſammlung des Metallarbeiterverbandes proteſtiert gen daseigenmächtige Umſtoßen von nern chlüſſen
durch den Hauptvorſtand. Ein Antrag der weſtfäliſchen Bezirks
konferenz, der die Auslegung des Statuts ſeitens des Vor-
ſtandes in der Frage der Reiſeunterſtützung als nicht überein
ſtimmend mit den Beſchlüſſen der letzten Generalverſammlung
bezeichnet, wird ebenfalls angenommen. Zum Schluß wird dem
Vorſtand Entlaſtung erteilt, in dem Beſchluß aber die Erwar-
tung ausgeſprochen, daß die in der Diskuſſion erteilten Rügen
den Vorſtand veranlaſſen werden, ſich in Zukunft nach den Be
ſchlüſſen der Generalverſammlung zu richten. Gegen den An
trag ſtimmten drei Delegierte. Auf Antrag Dejung wird
dann noch der neugewählten Preßkommiſſion die Vollmacht erteilt, neben der Prüfung der Druckverhältniſſe der Metall
arbeiterzeitung auch noch eine ſolche in redaktioneller Beziehung
vorzunehmen, damit bei der Debatte über die Fachpreſſe be
ründete en ae gewuſt werden können und ſo die Dis
uſſion vereinfacht und verkürzt werde.

Nürnberg, 30. Mai 1901.
Zum Punkt 3 der Tagesordnung „Agitation“ erhält Kollege

Segitz das Wort. Er führt ungefähr folgendes aus: Jn-tereſſant könne man das Thema nicht gerade nennen, hat ſich

doch jede Generalverſammlung damit beſchäftigen müſſen. Neue
Gedanken zu Pfgdugeren neue Vorſchläge zu machen, würde
kaum möglich ſein. So könnte man das Thema wohl als lang
d bezeichnen, wenn es nicht von ſo großer Wichtigkeit für
den Verband ſei. Von einer rationellen, geſchickten, planmäßigen
Agitation iſt im, weſentlichen das Gedeihen einer Arbeiter
organiſation abhängig. So wenig bürgerliche Jnſtitutionen
ohne ſtändige Werbekräfte proſperieren könnten, ſo wenig könn-ten Arbeiterorganiſationen ohne fortgeſetzte Agitation ch e

deihlich entwickeln. Unſer Streben geht dahin, alle Berufs-
kollegen in den Verband zu bringen. Die Zahl derer aber, die
ohne regun ſich ihrer gewerkſchaftlichen Organiſation an-ſchließen, iſt ehe gering. Dieſe Erfahrung machen nicht nur
die Arbeiterorganiſationen, ſondern auch alle anderen Verbände.
Auch die Unternehmer-Verbände und Jnnungen haben ihre be-
ahlten Agitatoren, müſſen emſig Propaganda machen, obgleiche mit einer viel geringeren Zahl von Jntereſſenten zu rechnen

haben, auch im allgemeinen die Wahrnehmung ihrer Jntereſſen
viel energiſcher betreiben als die Arbeiter.

Die Agitation erfordert Geld und Geſchick. Der Metall
arbeiterverband hat in den letzten zwei Jahren für Agitation
57 903 Mk. ausgegeben, auf den erſten Blick viel Geld und doch
eine winzige Summe, wenn man in Betracht zieht, de in
dieſem Zeitraum 2475 025 Mk. vereinnahmt wurden. Noch
nicht 22 Prozent der Einnahmen wurden für die Agitation
verwendet. Bürgerliche Jnſtitutionen knauſern in dieſer Be-
ziehung nicht ſo mit ihren Ausgaben. Jch möchte behaupten,
daß ſämtliche Jnſtitutionen der Arbeiter, Gewerkſchaften,
Krankenkaſſen uſw. viel zu wenig für Agitation ausgeben zu
ihrem eigenen Schaden. Gewißlich haben wir ſchon viel in der
Agitation gelernt, aber Meiſter ſind wir noch nicht.

Nachdem der Redner auf die Schwierigkeiten der Agitation
hingewieſen, die durch das Verhalten der Behörden, den Terro-
rismus der Unternehmer und auch die Gegenagitation der
chriſtlichen, Hirſch-Dunckerſchen und ſonſtigen Gewerkſchaften be-
reitet werden, kommt er auf die „paritätiſchen“ Gewerkſchaften
zu ſprechen. „Parteiloſe Gewerkſchaften!“ iſt das Feld
eſchrei. So weit darunter verſtanden wird, daß die Gewerk-ha ten ſich nicht mit Parteipolitik befaſſen ſollen, bin ich ganz

damit einverſtanden. Uebrigens hindert uns ſchon die reaktionäre
Geſetzgebung daran, wenn wir nicht auf Frauen und minder-
jährige Arbeiter verzichten wollen. Jch würde es für den
rößten Fehler halten, wenn wir, um öffentliche Angelegen-eiten verhandeln zu können, auf Minderjährige und Frauen

als Mitglieder verzichten wollten. Wenn wir dieſelben ver-
lieren, fehlt uns der Nachwuchs, liefern wir die Arbeiterinnen
der ungehinderten Ausbeutung der Unternehmer aus. Arbeiter
innenorganiſationen würden in abſehbarer nicht die Energie
entwickeln können, wie der MetallarbeiterVerband.

Um den Verzicht auf Erörterung öffentlicher Angelegenheiten
handelt es ſich bei der Frage der paritätiſchen Gewerkſchaften
in der Hauptſache auch nicht. Die Loſung: Parteiloſe Gewerk-
en hat den Zweck, die Gewerkſchaften auf eine Baſis zu
tellen, die es auch dem ſtreng chriſtlichen Arbeiter ermöglicht,
ſich den modernen Gewerkſchaften anzuſchließen. Das iſt ge
wiß ein erſtrebenswertes Ziel. Es iſt tief bedauerlich, daß
Hunderttauſende von Arbeitern ſich unſerem Verbande fern
halten, weil man ihn als „ſozialdemokratiſch“ denunziert, weil
ſie für ihr Seelenheil fürchten, wenn ſie mit uns gemeinſam
den Kampf für Verbeſſerung der Lebenshaltung der Arbeiter
klaſſe führen. Dieſe Befürchtung iſt ganz unbegründet. Die
chriſtlichen Arbeiter werden verhetzt von der chriſtlichen Unter
nehmerpreſſe, die ein Intereſſe daran hat, die Arbeiterbewegung
geſpalten zu ſehen, verhetzt von den Geiſtlichen, die befürchten,
ihren Einfluß zu verlieren, wenn die chriſtlichen Arbeiter mit
ihrer freier denkenden Klaſſengenoſſen in Berührung kommen.

s mag ſein, daß hie und da Arbeiter ſich über die rituellen
Gebräuche der katholiſchen Kirche unpaſſend geäußert, die reli
giöſen Gefühle der chriſtlichen Arbeiter verletzt haben. Wir
verurteilen das auf das entſchiedenſte. Jch. muß aber bei-
fügen, daß die angebliche Kränkung der religiöſen Gefühle in
den ineiſten Fällen doch nur ein Vorwand iſt, um die katho-
liſchen Arbeiter der modernen Gewerkſchaftsbewegung zu ent
fremden Die Leute, die uns religiöſe Jntoleranz zum Vorwurf
machen, ſcheuen ſich nicht, uns bei jeder Gelegeſtheit in der ge
meinſten Weiſe zu verdächtigen. Beſonders die Führer der chriſt-
lichen Gewerkvereinsbewegung, rin Kapläne, Gewerkvereins-
vorſtände leiſten auf dieſem Gebiete Unglaubliches. Der Kirche
iſt es nicht darum zu thun, die chriſtlichen Arbeiter ſo zu orga
niſieren, daß ſie ſich als Klaſſe fühlen, die Klaſſenintereſſen zu
vertreten hat. Das Streben der katholiſchen Kirche geht dahin,
die vorhandenen Klaſſengegenſätze zu vertuſchen, eine Harmonie
zwiſchen Arbeiter und Unternehmertum zu konſtruieren, die
thatſächlich nicht vorhanden iſt. Die Ausbeutung der Arbeiter
durch die Unternehmer wird als eine Fügung Gottes dargeſtellt.
Die Ausbeutung richt beſeitigt ſondern auf eine gewiſſe

renze beſchränkt werden.ſeine iſt deshalb die: wir ſollen auf dieſe ſoge
nannten paritätiſchen Gewerkſchaften keine allzu großen Rück
ſichten nehmen. Es wäre ſchon viel erreicht, wenn jene chriſt-
lich-ſozialen Arbeiter, die ſich uns nicht anzuſchließen vermögen,
ſich in eigenen Verbänden organiſieren würden, wenn ein Zuanimenge en zwiſchen uns und ihnen von Fall zu Falle ermög-
licht würde. Auch 4 iſt e Wwierig genug, wie ſich bei
2 nungen u. ſ. w. gezeigt hat.den Streit wiſchen den beiden Ber arbeiter

Verbänden und den t wieder aktuellen Fall Bruſt, ſowie
die Stellung der chriſtlichen Arbeiter zur Getreidezollfrage.
Auf das eigentliche Thema wieder übergehend, mißt Redner
dem großen Agitationsbureau wenig Wert bei, Kleine Touren,
die für drei oder vier Tage in der Woche berechnet ſind, ſcheinen
ihm zweckmäßiger zu ſein. Ferner rügt er die gftmals unge
nügende Vorbereitung und Agitation für die Berinmmlnng
Man glaube, der Name des Redners genüge, um das a h
füllen, und ſehe ſich nachher getäuſcht. Der Redner habe ſi
auch vorher über Lohn und Arbeitsverhältniſſe am Ort zu er-
kundigen. Daran fehle es auch oftmals. Der Agitation en
Mund zu Mund gebe er jedoch den Vorzug und regt v en
Kollegen Material dazu in Geſtalt einer kleinen Broſchüre 5
geben, die die Verhältniſſe des Verbandes ſeine Leiſtungen gen
Ziele enthalten müſſe. Das Material ſei zum eben Teil in
dem Bericht an den internationalen Metallarbeiterkongreß in

Paris enthalten. S tr Viel wichtiger und ſchwieriger als die Sewirpmng r
gliedern ſei die Erhaltung der gewonnenen Mitglie vor
den Jahren 1899/1900 ſeien 131 769 Mitglieder bei re en z
denen 106 000 wieder verloren gegangen c rä un r
viele Mitglieder durch Tod, Berufswechſel, Einziehung

eere uſw. wieder dem Verbande verloren, die Hauptſache des
itgliederverluſtes kenne man aber nur zum kleinen Teil. Eine

der bedeutendſten Urſachen ſeien auch verlorene Streiks, ſowie
erſönliche wir keiten unter den Kollegen. Die Art der
eitragserhebung ſpiele auch eine große Rolle bei dieſer Frage.
e kürzer die Beitragsfriſten, um ſo beſſer. Auch empfehle es

ich, die vie einkaſſieren zu laſſen, damit nicht ſo Bee
Reſtſchulden entſtänden, die vielfach zum Austritt führten. an
wiſſe aber nicht, in welchem Verhältnis die Urſachen zu ein-
gnder ſtehen. Er empfehle, von den Lokalbeamten den Grund des
Austritts, wenn möglich, ermitteln zu laſſen. Zu dem Zweck möge
man den Beamten entſprechende Formulare aushändigen.
Dieſe Ermittlungen ſeien zwar mit Schwierigkeiten verbunden,
würden aber ſchließlich doch ein brauchbares Reſultat ergeben,
ſo daß man die Urſachen des Mitgliederwechſels wirkſamer als
bisher bekämpfen könne. Eine Verminderung dieſer Krankheit
verſpreche er ſich auch von der geplanten Neuorganiſation, von
der Vorlage für Errichtung von Bezirks oder GauVerbänden.

Redner erläutert eingehend den Vorſtandsentwurf, der zehn
Gaue vorſieht. Als Vororte ſind rin Bromberg, Bres-
lau, Berlin, Leipzig, Braunſchweig, Hamburg, Duſſeldorf,
Frankfurt a. M., Stuttgart, Nürnberg. Dem Gaue ſteht ein
beſoldeter Gauleiter vor, der die Leitung der Agitation zu ver
ſehen, bei Lohnbewegungen einzugreifen, Reviſionen auszuführen
hat uſw. Die Gauleiter ſollen nach Abſolvierung eines Probe-
jahres vom Vorſtand angeſtellt werden und als Beirat des
Vorſtandes wirken.

Starker Beifall wurde dem Redner zu teil.
Ueber die geplante Verſicherung der Gewerkſchaftsbeamten

ar Jnvalidität, Alter und Unfall, ſowie über die Höhe der
eſoldung führte Genoſſe Segitz ungefähr folgendes aus Die

vom Vorſtand in Vorſchlag gebrachte Höhe der Beſoldung der
Bezirksleiter Anfangsgehalt 160 Mk. monatlich, im 2. Jahre
180 Mk. und vom 3. Jahre an monatlich 5 Mk. mehr bis zum
Hetpinehalt von 3000 Mk.) erſcheine manchem auf den erſten

lick zu hoch gegriffen. Der Verband brauche aber tüchtige
Beamte Staats und Gemeindebeamte, die durchſchnittlich
höhere Gehälter bezögen, hätten lange nicht die Arbeit zu leiſten
und die Verantwortung zu tragen wie die Gewerkſchaftsbeamten.
Auf einer Seite würden ſie vom Haß der Unternehmer ver-
folgt, auf der anderen vom Unverſtand der Maſſen, die da
glauben, dem Beamten gehe das proletariſche Klaſſenbewußt-
ſein verloren, wenn er nicht Tag für Tag mit Nahrungsſorgenzu kämpfen habe. Der Lebensgang manches Gewerkſchaft

beamten ſei eine Leidensgeſchichte. urch allerlei Vorgänge in
Konſumvereinen ſei der Arbeiter als Arbeitgeber letzthin in
Verruf gekommen, ſo daß der Glaube aufgetaucht ſei, der Ar-
beiter ſei als Arbeitgeber derſelbe Ausbeuter wie der Unter-
nehmer. Die Generalverſammlung möge auf höherer Warteſtehen. Die Generalkommiſſion habe im Korreſpondenzblatt

vorgeſchlagen, die Gewerkſchaften möchten eine einheitliche Ver-
ſicherung ihrer Beamten gegen Alter und Jnvalidität vor-
nehmen. Ein beſtimmter Entwurf ſeitens der Generalkom-
miſſion liege aber nicht vor. Man habe auch keinen Grund,
auf dieſen Entwurf zu warten. Schaffe der nächſtjährige Ge-
werkſchaftskongreß Beſſeres, ſo werde man das Geſchaffene
dem anpaſſen. Der Metallarbeiter Verband möge auch in
dieſer Beziehung bahnbrechend vorgehen. Schließlich beantragt
Segitz, die Vorſtandsvorlage einer Kommiſſion zu überweiſen,

ie Generalverſammlung beſchließt, die Penſionsverhältniſſe
der Beamten aus der Debatte auszuſcheiden und erſt die Gau-
einteilung zu beraten. Jn der ſehr regen Diskuſſion meint
Düwell-Eſſen, die Neutralitätspolitik der modernen Gewerk-
ſchaften habe Fiasko gemacht. Daß man die religiöſen Gefühle
Andersgläubiger nicht verletze, ſei einfach Sache der Wohlanſtändig-
keit. Was uns von den ſogenannten chriſtlichen Gewerkſchaften
trenne, ſei die grundſätzliche Auffaſſung von dem Weſen der
Arbeiterbewegung.

Die folgenden Redner ſprechen ſich faſt alle im Prinzip für
die Gaueinteilung und Anſtellung beſoldeter Gauführer aus,
bemängeln aber die vom Vorſtand vorgeſchlagene Abgrenzung
der Gaue, die Höhe der Beſoldung und insbeſondere, daß die
Gauleiter vom Vorſtand angeſtellt und nicht von den Gau-
genoſſen gewählt werden ſollen.

Nachmittagsſitzung.
Kollege Segitz macht folgenden r rDie Bezirksführerſtellen ſollen öffentlich ausgeſchrieben werden,

damit jeder Kollege, der da glaubt, dem Poſten gewachſen zuſein, ſich melden kann. Die Bezirkskonferenz u die Mel-
dungen zu prüfen und dem Vorſtand orſchläge zu
machen. Die Anſtellung erfolgt vom Vorſtand. Dem Gau-
leiter wird eine vom Gau zu wählende Kontrollkommiſſion bei-

egeben. Ueber die Höhe der Gehälter möge man nicht ſtreiten,
ondern der von ihm vorgeſchlagenen Kommiſſion dieſen Punkt

zur Regelung überlaſſen. Was die Abgrenzung der Gaue be-
treffe, ſo werde man wohl mit weſentlich einfacheren Verhält-
niſſen beginnen müſſen, da anfangs geeignete Perſonen für den
Poſten fehlen würden. Dieſe Vorſchläge fanden faſt all
gemeine Zuſtimmung. Jn ſeinem Schlußwort ſtellt Segitz feſt,
daß gegen die von ihm vorgeſchlagene Taktik gegen die chriſt-ichen Gewerkſchaften keine Einwendungen erhoben wurden.

Die Anträge zur Gaueinteilung möge man einer ſiebengliedrigen

Kommiſſion überweiſen. S SDie Generalverſammlung beſchließt, das Referat Segitz mit
dem Kompromißvorſchlag in Broſchürenform drucken zu laſſen
als Agitationsſchrift in einer Auflage von etwa 100000 Exem-
r Die genaue Feſtſetzung bleibt dem Vorſtande über-
laſſen.

Ferner wird beſchloſſen, durch die Lokalbeamten eine Statiſtik
aufſtellen zu laſſen über die Gründe des Austritts ſo vieler
Mitglieder aus dem Verband, ſo weit die Gründe zu ermitteln
ſind. Die Anträge zur Gaueinteilung wie der Vorſtandsent-
wurf werden einer ſiebengliedrigen Kommiſſion überwieſen

Nach einer Erklärung des Vertreters der Generalkommiſſion
Le gien, daß der im Mai nächſten Jahres ſtattfindende Ge-
werkſchaftskongreß ſich mit einem Entwurf der Generalkommiſſion
betr. Verſicherung der Gewerkſchaftsbeamten zu beſchäftigen
haben werde, beſchließt die Generglverſammlung, ſich im Prin-
zip für Verſicherung zu erklären, ſtellt jedoch deren Erledigung
bis nach dem Allgemeinen Gewerkſchaftskongreß zurück.Der Punkt: Berbandsor an gelangt zur Beratung.
Ehrler-Mühlhauſen i. Th. ſtellt zunächſt feſt, daß die von
der letzten Generalverſammlung gewählte Preßreviſionskom-
miſſion ihr Möglichſtes gethan hat, die Herſtellungskoſten des
Fachorgans zu verringern. Jm weiteren Verlaufe ſeiner Aus-
führungen ſchlägt er eine vom Preßausſchuß verfaßte Reſo-
lution vor, laut der Vorſtand und Ausſchuß beauftragt werden,
auf die vorteilhaftere Herſtellung ſowohl in techniſcher wie
finanzieller Beziehung Bedacht zu nehmen, ſowie dafür zu
ſorgen, daß der Einfluß des Verbandes auf das Organ größer
werde und etwaige Ueberſchüſſe möglichſt dem Verbande zu
gute kommen, eventuell den Uebergang des Fachorgans in
Eigenbetrieb des Verbandes ins Auge zu faſſen.Eine zweite vom Ausſchuß vorgeſchlagene Reſolution ſucht
den Wünſchen der Mitglieder in redaktioneller Beziehung ge-
recht zu werden.

Genoſſe Sydow klärt zunächſt die Urſachen auf, die den
zeitweiſen ſchlechten Druck der Metallarbeiterzeitung veranlaß-
ten. Es ſei Sorge getragen worden, daß ſich dies nicht
wiederhole. Dann legt er zahlenmäßig vor, daß ſchon jetzt der
Druck der Zeitung ſo billig wie möglich berechnet werde. Die
Papierpreiſe ließen ſich nicht reduzieren. Könnte der Vorſtand
billiger einkaufen, würde er gern ſein Papier vom Vorſtande
beziehen. Die Druckkoſten ſeien jedoch in zwei Jahren ganz
weſentlich herabgeſetzt worden. Mehr würde ſich da kaum ab-
knabbern laſſen. Schließlich legt Sydow noch die finanziellen
Verpflichtungen klar, die ſich die Druckerei anflegt habe, um
den Verband Flegentlig des Uebergangs des Geſchäfts in
Parteibeſitz nicht in Schwierigkeiten betr. e tellung der
Zeitung zu verſetzen. Hätte die Druckerei dieſe Verpflichtung
nicht übernommen, ſo hätte der Verband innerhalb 14 Tagen

eeignete

einen anderen Drucker beſchaffen müſſen, um das Blatt er
ſcheinen laſſen zu können. Und wenn das geglückt wäre, ſo
wäre noch ſehr die Frage, ob derſelbe die Arbeit für denſelben
Preis geliefert hätte. Ferner müſſe auch beachtet werden, daß
ſich die Generalunkoſten im Regiebetrieb bedeutend höher
ſtellen würden, da die Geſamtanlage nicht ſo ausgenütztwerden könnte, wie es bei der Fräntiſchen Verlagsanſtalt der

all ſei.
Redakteur Scherm erklärt, daß, wenn er geahnt hätte, daß

tigt ſei, der Fränkiſchen ahnt den Druck der
Metallarbeiterzeitung zu nehmen, er den damals abgeſchloſe-
nen Kaufvertrag nicht unterſchrieben haben würde. nun be
handelt er eingehend die gegen die Redaktion vorgebrachten
Beſchwerden.

Berichtigung Beriehtigend bemerken wir zu unſerm
Frida daß Kolleg Nähter- Berlin nicht auf

eſchluß der Verwaltung, ſondern nach Rückſprache mit
Kollegen auf eigene Verantwortung Erkundigungen über den
Kollegen Pawlowitſch beim Berliner Polizeipräſidium einzog.
Ferner verlangt Herback-Berlin, der Vorſtand möge den an
gen doppelt gezahlten Lohn an die Berliner Zahlſtelle zu

rückzahlen. Den Vorſchlag der Sechſerkommiſſion, Einigungs-
gehend tingen mit dem Formerverband anzuknüpfen, vertrat
Köſtenberger- Berlin.

Dritte Generalverſammlung des Zentral-
verbandes der Bildhauer.

Zunächſt ſeien hier einige Angaben aus dem Geſchäftsbericht
des Verbandes gegeben

Der Zentralverband der Bildhauer blickt auf ein
20 jähriges Beſtehen zurück. Obwohl an Mitgliederzahl nur
eine kleine Organiſation, umfaßt ſie aber 69,55 Proz. der ſämt-
lichen Berufsgenoſſen und zählt ſomit bei einer Mitglieder avon 4521 zu den beſtorganiſierten Berufen. Nur die Hand u
macher mit 75,03 Proz. Organiſierten ihres Berufs überflügelnin Deutſchland die Bildhauer. Die Organiſation hat ein ſehr
ausgedehntes Unterſtützungsweſen.

Die einzelnen Unterſtützungszweige ergeben folgende Auf
wendungen:

m Jahre 1900 wurden für Streiks verausgabt 20 778.95
Mk. oder pro Mitglied 457 Mk.
Die Unterſtützung bei Arbeitsloſigkeit am Orte verteilt
ſich wie folgt: Jn den drei Jahren 1898--1900 betrug die Ge-
ſamtausgabe 116 663 Mk. Wenn wir dieſe Summe auf die
einzelnen Jahre verteilen, ſo kommen wir zu folgendem Re-
ſultat: 1898: 33 518.50 Mk. oder pro Mitglied 9.32 Mk., 1899:
36 768 Mk. oder pro Mitglied 8.98 Mk., 1900: 46 376.50 Mk.
oder pro Mitglied 10.20 Mk.

Für Arbeitsloſigkeit auf der Reiſe wurden ausge-
geben 1900: 10 379.95 Mk. oder pro Mitglied 2.28 Mk.
Die Ausgaben für Unterſtützungen bei Arbeits- Un

fähigkeit betrugen pro Mitglied und Jahr 1898: 2.29, 1899:
2.39, 1900: 2.47 Mk.
An Unterſtützung in beſonderen Notfällen wurden
in den letzten 3 Jahren 2918.50 Mk. an 61 Mitglieder oder pro
Mitglied 0.72 Mk. ausbezahlt.

Die Unterſtützung an Witwen verſtorbener Mitglieder
wurde in den 3 Jahren in 12 Fällen mit 2400 Mk. erhoben.

Die Organiſation verfügt über eine gut eingeführte Arbeits
vermittelung.

Daneben ſind durch die örtliche Vermittlung 7136 Stellen be
ſetzt worden. Um bei der ungünſtigen Konjunktur den Umfang
der Arbeitsloſigkeit zu ermitteln, nahm der Verband im 4. Quar-
tal 1900 eine Arbeitsloſenzählung vor. Nach dem in der Bild
hauer- Zeitung veröffentlichten Schlußreſultat dieſer Arbeits
loſenzählung waren von 3590 Mitgliedern bei insgeſamt 4521
nach dem Rechenſchaftsbericht für das 4. Quartal v. J. 1500
ger 33 482 Tage arbeitslos. Rechnen wir für jeden ver
äumten Tag einen Durchſchnittsverdienſt von 4 Mk. ſo ergiebt

das einen Lohnausfall von 133 928 Mk. Das Ergebnis muß
als überaus ungünſtig bezeichnet werden.

Die dritte Generalverſammlung des Zentralverbands der
Bildhauer Deutſchlands wurde am 27. Mai im Gewerkſchafts
haus zu Dresden eröffnet. Der Zentralverbands-Vorfitzende
Dupont gab in ſeiner Eröffnungsrede einen Rückblick au
die Geſchichte des Verbands. Die Generalverſammlung en
Dresden einzuberufen, habe man anfangs große Bedenken
habt. Man habe ſich aber geſagt, wenn die Dresdener Ge-
noſſen im März den Parteitag nach Dresden einladen konnten
ſo mußten die Dresdener Polizeiverhältniſſe derart ſein, da
n auch einen Gewerkſchaftskongreß dort abzuhalten riskieren
önne.
Miesbach gab hierauf einen Ueberblick über die vom inter

nationalen Komitee ermittelten Arbeitsverhältniſſe im Aus-
land. Angeſchloſſen haben ſich an das Komitee, das gewiſſer-
maßen eine internationale Sammelſtelle ſei: Oeſtreich, Ungarn,
Böhmen, Schweiz, Frankreich, Holland, Belgien, Dänemark,
Schweden, Norwegen und Amerika. Jn der Fachpreſſe ſteht
die BildhauerZeitung, das offizielle Organ der deutſchſprechen-
den Länder, obenan.

Man tritt in die Tagesordnung.
Der Rechenſchaftsbericht liegt gedruckt vor und iſt bereits von

uns behandelt.
Einige Rückſtände ehemaliger OrtsſtellenVerwalter geben zu

einer längeren Erörterung Anlaß. Dupont teilt mit, daß diebeſchloſſene und vom Zentralvorſtand eingeleitete Erhe ung
über die ortsüblichen Lohn- und Arbeitsdauer- Verhältniſſe in
folge R zelhafter Beteiligung zu keinem befriedigenden Re
ultat geführt hat.

Jn der Diskuſſion kommt es zur Sprache, daß manche jun
Kollegen bei w. nicht aus den großen Städten ab-
reiſen wollen. Man ſchlägt vor, daß die örtlichen Verwaltungs-
beamten hinfort Bewerbungsſchreiben abfaſſen oder doch
wenigſtens kontrollieren ſollen.
Aus einem Darlehen von 600 Mk. an die Dresdener Stein

bildhauer wird die 138 Mk. betragende Reſtſchuld erlaſſen.
Ueber die Thätigkeit der Redaktionskommiſſion berichtet

Berends. Die Kommiſſion habe ſich von Eingriffen in die
redaktionellen Angelegenheiten möglichſt zurückgehalten, um die
Arbeitsfreudigkeit des Redakteurs nicht zu beeinträchtigen. Das
Monatsgehalt Duponts habe man auf 100 M. bemeſſen. Stellen
vermittelungsJnſerate dürfe die Zeitung nicht aufnehmen. Die
vom Verein Arbeiterpreſſe aufgeſtellten Forderungen halte die
Kommiſſion nicht für unbillig. Sie erachte ſie vielmehr für
zweckmäßig und werde den Antrag ſtellen, das Redakteurgehalt
auf 1600 M. zu erhöhen und das h e für Original
beiträge auf 10 Pf. zu bemeſſen. Nach Aufhebung des Verbots
des Jnverbindungtretens erübrige es ſich, ferner die Scheidung
zwiſchen Verband und Zeitung aufrecht zu erhalten.

Eine längere Debatte entfeſſelt eine gegen den Zentralvor-
ar eingegangene Beſchwerde aus Berlin mit 165 Unter-

riften.
Der frühere Vorſitzende der Zahlſtelle r Karl, der

von den Hannoverſchen Kollegen ausgeſchloſſen wurde
an die Generalverſammlung um Aufhebung dieſes Beſchluſſes
Ein r Meier, den Hannoverſchen Kollegen zu empfehlen,
den Ausſchluß zurückzunehmen, wird mit 11 gegen 11 Stimmen
verworfen.

Von einer Verlegung des Sitzes der Zentralleitung, zur Zeit
in Berlin, wird Abſtand genommen.

Ueber die etwa hundert vorliegenden Anträge wird die Ge-
neraldiskuſſion eröffnet. Beſondere findet ein
Kölner Antrag, der im Verband zwei Beitragsklaſſen einfüh-
ren will: eine erſte mit 75 Pfennig und eine zweite mit 60
Pfennig Wochenbeitrag. Zur erſten Klaſſe ſollen alle Mit
lieder mit 6 Mark Tagesverdienſt und darüber gehören.
och ſoll auch den übrigen Mitgliedern der Eintritt wenn
Nach einer längeren Debatte für und wider den Kölner An

trag wurde dieſer mit allen gegen zwei Stimmen h
Mit 14 gegen 9 Stimmen werden abgelehnt die Antr ufErhöhung des Beitrages auf 75 Pf. und dann auf 70 v Die
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Erhöhung auf 65 Pf. wird dagegen mit 21 gegen 2 Stimmen
beſchloſſen. Angenommen wird auch der Antrag, von dieſen
65 Pf. für den Reſervefonds 5 Pfennig beiſeite zu legen, ſo
der die Erhöhung der Unterſtützung nur 10 Pfennig übrig

eiben
Es beginnt die Spezialberatung. Zur Tagesordnung wird

über einen Berliner Antrag übergegangen, der als Vorſtands-
mitglieder nur Bildhauergehilfen, nicht aber allgemein Bild-
hauer zulaſſen will. Meiſter, Werkführer und Zeichner, ſollen

ausgeſchloſſen ſein. vAngenommen werden folgende Anträge zum Statut: 4
Zu S 1: Bei beſonderen Anläſſen können Unterſtütungenund Darlehen an die Vorſtände der Verwaltungsſtellen, wenn

es im Jntereſſe des Vereins liegt, ſowie an andere Gewerk-
ſchaften gewährt werden.

Zu S 2: Mitglieder, welche an Orten wohnen, wo ſich weder
eine Verwaltungsſtelle noch ein Vertrauensmann befindet, haben
ſich an diejenige nächſtgelegene Verwaltungsſtelle des betr. Be
irks zu wenden, zu welchem der Ort gehört. Jn ſtreitigenFällen entſcheidet der Zentralvorſtand.

Zu 8 4 wird beſchloſſen, den Kollegen, welche aus anderen
Gewerkſchaften übertreten, ſofern ſie 26 Wochenbeiträge geleiſtethaben, die 50 Pf. Eintrittsgeld zu erlaſſen. Man hofft damit
auf viele Kollegen, die im Holzarbeiterverband organiſiert ſind,
einzuwirken.

Abgelehnt wird ein Krefelder Antrag: Ausgeſteuerte Mit-
glieder ſind während der Dauer der Arbeitsloſigkeit von der
Zahlung des Beitrages befreit. Es bleibt alſo bei den Sta-
tutenbeſtimmungen, wonach Ausgeſteuerte bis auf die Dauer
von 26 Wochen beitragsfrei ſind.

Die Berliner wünſchen, daß das Schiedsgericht, das über
die Berufung ausgeſchloſſener Mitglieder entſcheidet, minde-ſrens aus drei, höchſtens aus ſieben Mitgliede n beſteht. Der
Antrag wird angenommen.

Eine lange Debatte verurſacht ein Nürnberger Antrag, der
ſich gegen die großen Städte richtet. Bisher wählen im höch-
ſten Fall 200 Mitglieder einen Bevollmächtigten zur General
verſammlung. Die Nürnberger verlangen, daß eine Verwal-
tungsſtelle nicht mehr als vier Bevollmächtigte entſenden dürfe.
Der Antrag wird abgelehnt. Annahme findet nach gründlicher
Erörterung ein Zuſatz zum S 18. Der neue Abſatz lautet: Die
Aemter des erſten Vorſitzenden, des Kaſſierers und des Haupt
verwalters werden ſpäteſtens vier Wochen vor jeder General-
verſammlung in der Bildhauerzeitung ausgeſchrieben. Ueber
die Befähigung der Gemeldeten entſcheidet der Zentralvorſtand
in Gemeinſchaft mit einer in der Verwaltungsſtelle am Sitze
des Vereins gewählten Kommiſſion von fünf Mitgliedern. Der
Generalverſammlung werden nur diejenigen in Vorſchlag ge-
bracht, welche für geeignet befunden werder. Die Wahl erfolgt
durch geheime Abſtimmung mit abſoluter Mehrheit. Nicht-
anweſende können nur dann gewählt werden, wenn eine be-
ſtimmte Erklärung vorliegt, daß ſie die Wahl annehmen.

Hamburg beantragt, daß die Bildhauer- Zeitung den Mit
gliedern koſtenlos durch die Poſt zugeſendet werden möge. Der
Antrag wird abgelehnt.

Die fünfte Generalverſammlung
des Zentralverbandes der Töpfer und Verufs-

genoſſen Deutſchlands.
Die weitere Debatte über die „Taktik bei Lohnbewegungen

und Streiks“ in der NachmittagsSitzung vom Mittwoch ergab,
daß man es allgemein für notwendig hielt, dem Zentral-Vor-
ſtande beſtimmt abgegrenzte, erweiterte Befugniſſe bei der Lei-
tung und Beaufſichtigung von Lohnbewegungen zu gewähren.
Eine Ausnahme bilden nur die Leipziger, die einen Antrag ge
ſtellt haben, nach dem es in das Belieben der Streikenden ge-
ſtellt werden ſoll, ob ſie bei Streiks den Zentralvorſtand zu
Rate ziehen wollen oder nicht. Dieſer Antrag fand nirgendwo
Billigung. Von mehreren Rednern wurde darüber Klage ge-
führt, daß man mit der Verhängung von Bauſperren vielfach
nicht vorſichtig genug ſei namentlich dauerten die Sperren oft
zu lange. Es wurde daher vorgeſchlagen, auch die Bauſperren,
ebenſo wie die Streiks, von der Kenehmigung des Zentral-
vorſtandes abhängig zu machen. Der Vertreter der General
kommiſſion, Genoſſe Päplow, unterſtützte dieſen Vorſchlag. Der
Einwand, daß dem Vorſtand dadurch eine große Arbeitslaſt
aufgebürdet werde, könne nicht ausſchlaggebend ſein gerade
aus Bauſperren entwickelten ſich oft ungeahnte Dinge. Jm all-
gemeinen ſtimmte Päplow den vom Vorſtand vorgeſchlagenen
Beſtimmungen zu, empfahl aber einige Aenderungen im ein-
elnen. Zu einer Beſchlußfaſſung wird es erſt bei der Geſamt-
eratung der neuen Statuten kommen, die augenblicklich noche Vorerörterung einer ſiebengliederigen Kommiſſion unter-
tegen.
Punkt 3 der Tagesordnung lautete: „Mißſtände in unſrem

Gewerbe und wie ſind dieſelben zu beſeitigen?“ Die haupt-
ſächliche Grundlage der Erörterung bildeten drei von den Ber-
liner Kollegen beantragte Reſolutionen, die Kollege Hermann
e „Berlin begründete. Jn der erſten Reſolution wird den
Leitern der einzelnen Filialen zur Pflicht gemacht, allmonatlich
einmal dem Zentralvorſtand über die Lage des Markts, das
Verhältnis von Angebot und Nachfrage, die Zahl der Arbeits-
loſen uſw. in dem betreffenden Bezirk zu berichten. Die zweite
Reſolution beſchäftigt ſich mit den durch das Akkordſyſtem ge
zeitigten Mißſtänden: die Galopparbeit, das „Wühlen“, das die
Geſundheit ruiniert, die Preiſe drückt und die Zahl der er
forderlichen Arbeitskräfte einſchränkt. Jn der dritten Reſolution
wird eine Erweiterung des Bauarbeiterſchutzes für notwendig
erklärt, die beim Verſagen der Geſetzgebungsmaſchine hauptſäch-
lich im Wege der Selbſthilfe zu erſtreben ſei. Ein hierzu vondem Kollegen Kauuſch- Hamburg beantragter Zuſatz verpflichtet
die Lokalverwaltungen und die Zentralleitung, den Sekretärder Hamburger Kommiſſion für Vauarbeiterſchitz möglichſt mit
Material zu unterſtützen. Jn der Debatte waren den Rednern
im allgemeinen die Reſolutionen alle ſympathiſch: Meinungs-
verſchiedenheiten beſtanden hauptſächlich über die Frage der
Beſeitigung des Akkordſyſtems. Die Erörterung, die um
6 Uhr abgebrochen wurde, wird Donnerstag früh fortgeſetzt
werden.

Der Verbandstag der Hirſch-Dunckerſchen

Gewerkvereine
Auf der Tagesordnung ſtehen u. a. DieArbeiterwohnungsfrage die Krankenverſicherungsnovelle: die

Neutraliſierung der Berufsvereine. Von beſonderem Jntereſſe
ſind die Anträge der Düſſeldorfer auf Beſeitigung des berüch-tigten „Reverſes“, der en Sozialdemokraten die Mitgliedſchaft

verbietet, und ferner ein Antrag auf Abſchaffung der Stelle
des Verbandsanwalts.

Das Organ der unzufriedenen Düſſeldorfer, der Gewerkver-
einsbote, widmet dem Verbandstag einen beißenden Artikel,
dem wir folgendes entnehmen:

„Schwieriger als ſonſt iſt die Aufgabe der Verſammlung.
Wiederum ſteht ſie vor der ſchwierigſten und ſchwerwiegendſten
Frage unſerer Organiſation, vor der Frage Wie kommt es,daß, während alle anderen deutſchen Arbeiterorganiſationen mit
Hunderttauſenden rechnen und mit hunderttauſend Mitgliedern
wachſen, wir als die älteſte Organiſation keine Fortſchritte
machen und die ſchwächſte und bedeutungsloſeſte bleiben

Unſere Organiſation iſt krank an ihrer Berliner Zentraliſa-
tion und an ihrer Beamtenhierarchie. Man ordonniert und
befehligt von Berlin aus, unſere Beamten haben ſich daran
gewöhnt, autokratiſch zu regieren, und demgemäß läßt denn
auch der Ton, worin manche von ihnen g entieren, nichts
an autokratiſcher Beſtimmtheit zu wünſchen übrig.Die erſte Hauptverhandlung fand am Dienstag ſtatt. Redak-
teur Gold ſchmidt verlas den von Dr. Mar Hirſch verfaßten
breit gehaltenen Bericht über die Entwickelung und Thätigkeit

findet in Köln ſtatt.
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der Gewerkvereine und des Verbandes ſeit dem vo parigen
bandstag (1898). Darous geht hervor, daß der V1900 in rund 1800 Octsvereinen 92000 Mitglieder Fahlte nen

80000 in 1663 Ort werbänden Ende 1897. Nach einer kurzen
Diskuſſion redeten d. Herren Goldſchmidt-Berlin und Herber-

Halle über die Arbeiterwohnungsfrage. Die ſich daran
Beratung nahm den ganzen Dienstagnachmittag in

nſpru
Den größten Teil der Verhandlung am Mittwoch nahm der

Beratungsgegenſtand Die Nentraliſierung der Arbeiter-BeFahne dere in Lnipruch wobei es ſich hauptſächlich um die

Frage der in des Reverſes handelte. Das Referathatte der Verbandsanwalt Dr. Max Hirſch. Redner wandte
ſich lebhaft gegen die beantragte Beſeitigung des Reverſes.malte den F. ihörern aus, wie die Sozialdemokraten in Maſſen
in die Gewerkvereine eintreten, um ſich deren Millionenver-
mögen anzueignen.

Dr. Hirſch empfahl folgende Reſolution „Der 14. Verbands-tag erklärt: Die Neutralität der Arbeiter- Berufsvereine, d. h.
ihre Trennung und Unabhängigkeit von parteipolitiſchen undkirchlichen Veſt trebungen, bildet ein weſentliches Erfordernis,
um ihre wahren, die wirtſchaftlich- ſozialen Aufgaben unver-
fälſcht und mit konzentriecter Kraft zu erfüllen. Dieſer Grund-
ſatz iſt für die deutſchen Gewerkvereine ſeit ihrer Entſtehung
unverbrüchlich maßgebend geweſen. Die Behauptung, daß ſie
von einer politiſchen Partei für ihre Zwecke gegründet und in
Abhängigkeit gehalten ſeien, iſt eine hundertmal nachgewieſene
Unwahrheit, die nur aus Unkenntnis oder Böswilligkeit heute
wiederholt werden kann. Der als Beweis für die politiſche
Parteinahme angeführte „Revers“ beweiſt vielmehr das Gegen-
teil. Er wurde ſeit 1876 eingeführt zur notgedrungenen Ab-
wehr ſegen die von der Sozialdemokratie geplante Sprengung
oder Ausbeutung der Gewerkvereine zu Parteizwecken. Die
ſtatutariſche Beſtimmung, wonach Anhänger der Sozialdemo-
kratie nicht beitreten können, gilt nicht der politiſchen, ſondernder ſozialen, die Kollektivwirtſchaft erſtrebenden Partei. Ein
prinzipielles wirtſchaftlich-ſoziales Programm aber ſteht nicht
in Widerſpruch mit dem Weſen der Arbeiter-Berufsvereine,
ſondern bildet ihre weſentliche Grundlage, ihren wahren Cha-
rakter. Ein großer Teil der Gewerkſchaften ſowohl ſozialdemo-
kratiſcher als auch chriſtlicher Richtung verfolgt dagegen grund-
ſätzlich wie thatſächlich partei- und kirchenpolitiſche Zwecke. An
ſie, nicht an die längſt neutralen Gewerkvereine iſt daher die
Aufforderung zur Neutraliſierung zu richten. Das allgemeine
praktiſche Arbeiterintereſſe, insbeſondere die wirkſame Vertre-
tung den Arbeitgebern gegenüber, gebietet keineswegs die Ver-
ſchmelzung, ſondern nur ein Winznisverhältnis beruhend auf
gegenſeitiger Anerkennung und Achtung. Die deutſchen Ge-
werkvereine haben, wie von Anfang an, ſo beſonders in derletzten Zeit ein ſolches Verhältnis thatſächlich erſtrebt und nach
danen innegehalten; ſie werden ebenſo auch in Zukunft

andeln.
Der Gegenreferent Trabert- Leipzig empfahl die Beſeitig-

ung des Reverſes. Er bedauere die Zerſplitterung der Arbeiter
und die gegenſeitige Bekämpfung der Organiſationen, die für
die Unternehmer geradezu herzerquickend ſei.

Die Diskuſſion nahm den ganzen Nachmittag in Anſpruch.Redakteur Schöler- Berlin als wendet ſich
gegen die Beſeitigung des Reverſes. Er ergeht ſich in äußerſt
deklamatoriſcher Rede gegen die Sozialdemokratie dieſe wolle
den brutalſten Klaſſenhaß und den Gewinn des Unternehmers
auf Null reduzieren. Es wurde von mehreren Delegierten
Einſpruch erhoben daß ein Nichtmitglied in einer ſo wichtigenFrage rede. Verbandsredakteur Goldſchmidt iſt für Bei-
behaltung. Die Gewerkvereine wollten ſich in bewußtem
Gegenſatz zur Sozialdemokratie halten

Wie ſchon geſtern mitgeteilt worden iſt, wurde in der Sitzung
am Donnerstag die Beibehaltung des Reverſes mit 27 gegen
20 Stimmen beſchloſſen.

BVerlammlungsberichte.
Fabrikarbeéiter (Halle-Nord).

Am 25. Mai fand die regelmäßige Mitgliederverſammlung
ſtatt. Nach Erledigung einiger Punkte wurde das Sommer-
vergnügen angeregt und hierzu eine Kommiſſion gewählt. Auf
Antrag mußte Kollege Morche auf zwei Jahre aus unſerm
Verband ausgeſchloſſen werden. Die Angelegenheit von einem
anderen Kollegen mußte bis zur nächſten Verſammlung zurück-
geſtellt werden. Da weiter nichts vorlag, wurde die Ver-
ſammlung um 11“2 Uhr geſchloſſen. (Eingeg. 29. Mah W

Kl.
Torgau.

Die letzte Mitglieder- Verſammlung des Fortbildungs Vereinsfür r Torgau und Umgegend war ſehr gut beſucht. Da Genoſſe
Schneidermeiſter Kiekiſch ſein Amt als Expedient niederlegte,
wurde Genoſſe Jakob Zöller (Schneider) gewählt. Zu
Punkt 3: Bericht über die Maifeier, führt der Kreisvertrauens-
mann, Genoſſe Kiekiſch, etwa folgendes aus. Mit unſerer dies-
jährigen Maifeier wohl die letzte unter meiner Leitung S
können wir ſehr zufrieden ſein. Seien auch die früheren Ver-
anſtaltungen unſerer Maifeier den Verhältniſſen nach glänzend
verlaufen, ſo ſeien doch bei der diesjährigen alle Erwartungen
übertroffen, denn nicht weniger als 800 Perſonen haben laut
Kontrolle unſer Feſtlokal in Eulenau beſucht. Die Stimmung
ſei ſo vorzüglich geweſen, daß die Mehrheit der Feſtteilnehmer
12 bis 15 Stunden im Lokal aushielten, während verſchiedene
noch einen Tag in Eulenau verblieben, ſo daß der Wirt ein
glänzendes Geſchäft gemacht habe. Genoſſe Kiekiſch hebt her-
vor, daß er alle früheren Erfahrungen in Anwendung gebrachthabe, um endlich einmal ein ungeſtörtes Maifeſt abzuhalten;
zumal unſere vorjährige Maifeier, W in dem über zwei
Stunden entfernten Arzberg ſtattfand, polizeilich geſtört wurde,
was ſehr bedenklich ſei. Denn etwa 300 Perſonen waren auch
dort von Torgau anweſend. Daß alles gut abgelaufen ſei,
zeugt von guter Disziplin der Genoſſen. Es ſei auch bekannt,
daß ihm die Behörde, wenn möglich, jetzt aus dem Wege ginge.
Aber auch der Fortbildungs- Verein habe ein ſchönes Andenken
erhalten, denn nicht weniger als 32 Mann ſind demſelben bei-getreten. Schließlich bemerkt Redner noch, daß auch die Kaſſen-
geſchäfte gute ſind. Trotzdem die Muſik über 60 Mk. koſtete
und die Kinder reichlich beſchenkt wurden, ſei doch noch ein
Ueberſchuß von 47.75 Mk. vorhanden. Außerdem ſind noch eine
Anzahl beſſere Sachen übrig geblieben, ſo daß der Ueberſchuß
etwa 75 Mk. beträgt. Genoſſe Kiekiſch ſchlägt vor, noch vor
dem Kreistag ein Sommerfeſt abzuhalten und die übrig geblie-
e r Senande zu verloſen, was auch die Verſammlung
gut heiZu Punkt 4 will Genoſſe Noack, daß es dem Kreisvertrauens-

mann überlaſſen bleibt, wo und wann er den Kreistag abhält.
Genoſſe Kiekiſch, welcher ſein Amt beſtimmt Niederlegt, bittet
die Genoſſen, den Ort ſelbſt zu beſtimmen. Die Verſammlung
wählt Eulenau mit der Beſtimmung, die Vorarbeiten in
Zſchackau zu ledigen, um dann geſchloſſen nach Eulenau zu
marſchieren. Der Kreistag ſoll im Juli oder Auguſt ſtattfinden.Beſtimmtes feſtzuſetzen bleibt dem Genoſſen Kiekiſch überlaſſen.

Genoſſe Hilſe ſtellt den Antrag, 10 Mk. für die Agitations-
kommiſſion in Halle zu bewilligen, ſowie einen Bücherſchrank
anzuſchaffen. Die Anträge werden angenommen. Genoſſe
Kiekiſch teilt noch mit, daß er auch 10.30 Mk. an den Partei-
vorſtand abgeſandt habe. Nach mehrerer Fragen
erfolgte Schluß der intereſſanten Verſammlung.

Anmerkung des Schriftf.: Leider iſt es Thatſache, daßuns Genoſſe Kiekiſch nächſtes Jahr verlaſſen will. Die Ar-
beiterſchaft hat ihn wohl hier und da geſchäftlich unterſtützt,
doch nicht ſcharf genug kann es gerügt werden, daß ein großer
Teil der Genoſſen ihr Geld dorthin tragen, wo ſelbige geknech-
tet und obendrein noch verhöhnt werden. Da Genoſſe Kiekiſch
tüchtig in der Arbeit und auch ſehr beſcheiden iſt, wäre es wohl
möglich geweſen, etwas Erſatz für das ſeit fünf Jahren be-
ſtehende Militär und BeamtenVerbot zu ſchaffen. Jeder Ge-
noſſe müßte doch eine Vorſtellung haben. wie es Gen. Kiekiſch

ſZnilie zu Mute ſein wird, als vollſtändig ruinierter
ftsmann nach 12 jähriger Thätigkeit in der Partei undr W Gewerkſchaft Keme Heimat verlaſſen zu müſſen. Hoffent-

lich decken die Genoſſen ihren Bedarf nur noch beim Genoſſen
Kiekiſch bis zu ſeiner Abreiſe, denn es iſt unſere Pflicht, Ge
ungern die ſo verfolgt werden wie Genoſſe Kiekiſch es wurde
und noch wird, daß wir dieſe nach beſten Kräften unterſtügen.
(Eingeg. 3. Juni.

Aus dem VReiche.
Berlin. Ein myſteriöſer Leichenfund, der aufdie Ermordung eines Menſchen und die Zerſtückelung ſeiner

Leiche ſchließen ließ, iſt auf dem Güterbahnhof Wilmersdorf-
Friedenau gemacht worden. Dort entdeckten Arbeiter in einem
Haufen Müll Reſte einer zerſtückelten Menſchenleiche, die be-
reits in Verweſung übergegangen waren. Man fand wei
Schenkel und einen Fuß von einem erwachſenen Menſchen
nebſt mehreren anderen ganz klein zerteilten Stücken. Es
wurde vermutet, daß die Teile nach Vernichtung des Menſchen
lebens durch ein Verbrechen in einen Berliner Müllkaſten ge-
worfen worden ſind. Die angeſtellte polizeiliche Unterſuchung
hat aber ergeben, daß der Fund nicht von einem Verbrechen
herrührte. Es meldeten ſich Perſonen bei der Schöneberger
Polizei, welche bekunden konnten, daß die Leichenſtücke von
Präparaten herrührten, die von einer Berliner Privatklinik als
wertloſe Gegenſtände beiſeite gelegt wurden dann in den
er aften und mit dieſem auf eine M düllablagerungsſtätte
amen
Lübeck. Wegen Kindes mord hatte ſich am Schluß der

erſten diesjährigen Schwurgerichtstagung die unverheiratete
Wirtſchafterin H. M. F. Willanowsky aus Hamburg zu ver-
antworten, die ihre am 25. Februar ds. Js. in der Nähe von
Eutin geborene Tochter am 14. v. Mts. dort im Mühlenteich
ertränkt und dann ſelbſt den Tod im Waſſer geſucht hatte. Die
Angeklagte iſt geſtändig und gab an, durch die heftigen
Drohungen ihres Vaters zu der unſeligen That getrieben
zu ſein. Der Vater beſtätigte ihre Angaben und erklärte mit
itternder Stimme: „Nicht ſie, ſondern ich gehöre auf
ie A nklagebank.“ Die Geſchworenen erkannten ſie des

Verſuchs der Tötung für ſchuldig unter Zubilligung mildernder
Umſtände. Das Gericht erkannte auf 6 Monate Gefängnis,
die Staatsanwaltſchaft hatte 8 Monate beantragt. Den Vater
des Kindes wollte die Angeklagte weder ihrem Vater noch dem
Gerichte nennen.

Harburg. Ein Fall kraſſen Aberglaubens wurde
unſerem dortigen Parteiblatte von einem Leſer mitgeteilt.
Danach iſt eine Frau derart von Hexenfurcht befallen, daß ſie
öfter zu Kartenlegerinnen und ähnlichen ſchwindelhaften Leuten
läuft, um zu erfahren, wer ihr „Böſes anthut“. Als ſie jüngſteinen Korb Stecktrüben erhielt ſtellte auch ein weiſer Mann
feſt, daß man ihr damit etwas Schlimmes zufügen wollte, und
nun glaubt die arme Frau feſt, daß ſie von den Rüben krank
geworden ſei. Sie iſt ſchon ganz wirre geworden, ſo daß ihr
Mann mit ſeiner Kinderſchar in ſehr trauriger Lage ſich be
findet. Leider läßt ſich gegen das lichtſcheue Treiben der auf
Aberglauben und Unwiſſenheit ſpekulierenden Menſchen herz-
lich wenig ausrichten.

Thorn. Die Freiſprechung eines unſchuldig Ver-
urteilten, welcher ſeine Strafe bereits teilweiſe verbüßt hat,
erfolgte vor der Strafkammer im Wiederaufnahmeverfahren.
Der Arbeiter Bartholomäns Malinowski aus Mocker wurde
im März v. Js. wegen Verletzung der Militärpflicht zu 36 Tagen
Gefängnis verurteilt, da er nach Anzeige der Militärbehörde
ſich nicht zum Erſatgeſchäft geſtellt haben ſollte, worüber dem
Gerichtshofe eine Beſcheinigung des Zivilvorſitzenden der Er-
ſatz- Kommiſſion vorlag. Die Verurteilung Malinowskis geſchah
in ſeiner Abweſenheit, da ſein Aufenthalt nicht feſtgeſtellt werden
konnte man nahm an, daß er ausgewandert ſei. Nach mehreren
Monaten wurde Malinowsti jedoch ermittelt und ſogleich zur
Verbüßung der gegen ihn erkannten Strafe gefänglich eingezogen.Nachdem er 14 Da im Gefängnis zugebracht, ſtellte ſich heraus,

daß ſeine Behauptung, er habe ſich ordnungsmäßig zum r
geſchäft geſtellt, richtig ſei. Sogleich wurde er auf freiengeſetzt und das Wiederaufnahmeverfahren eingeleitet. Jae
Verſehen fand dadurch ſeine Aufklärung, daß Malinowski zwei
mal in der Geſtellungsliſte eingetragen und nur beim erſten
N ſamen ein Vermerk über die erfolgte Geſtellung gemacht worden
war. Der Gerichtshof ſprach ihn in der Wiederaufnahmever-
handlung frei, und faßte zugleich den Beſchluß, daß ihm aus
der Staatskaſſe auf Grund des Geſetzes über die Entſchädigung
unſchuldig Verurteilter eine Entſchädigung für die unſchuldig
verbüßte Gefängnisſtrafe zu gewähren ſei

Jehte Nachrichten.
Die „Verbündeten“ nach „Friedensſchluß“ unter ſich!

London, 4. Juni. Aus Tientſin wird telegraphiert: Sonn
tag abend fand ein ernſter Konflikt in der Takuſtraße ſtatt.
Einige Walliſer Füſiliere, welche Polizeidienſte verrichteten,
wurden, als ſie einige franzöſiſche Soldaten am Einbrechen in
ein Haus verhindern wollten, mit Bajonetten und Ziegelſteinen
angegriffen. Die Engländer feuerten in die Luft. Eine An-
zahl Deutſcher kam ihnen zu Hilfe, insgeſamt waren 200 Mann
verſammelt. Schließlich eröffneten 5 Walliſer das Feuer:
1 Franzoſe wurde getötet, 3 verwundet, desgleilchen 5
Deutſche verwundet, 4 Walliſer Füſiliere und 1 Japa-
ner ſind des weiteren verwundet. Der Krawall wurde
durch die Ankunft einer deutſchen Wachtabteilung unter Kom-
mando eines Offiziers beendet. Aus dem Wortlaut der Mel-
dung ſchließt man, daß die Engländer die Angreifer waren,
da ſie zuerſt feuerten. Man erwartet in diplomatiſchen Kreiſen,
daß der Zwiſchenfall ohne üble Konſequenzen diplomatiſch bei-
gelegt werde.

Berlin, 4. Juni. Nach einer Meldung aus Gumbinnen
wurden im Prozeß wegen Ermordung des Rittmeiſters von
Kroſigk ſämtliche Angeklagte vom Morde freigeſprochen. Mar-
ten erhielt wegen Freiheitsberaubung und Fahnenflucht 1 Jahr
Gefängnis und wird degradiert.
S

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), 3. Juni.

Aufgeboten: Der Sattlermeiſter Kluge und Margarete Fink (Mansfelderſtr. 60
und Steinweg 31). Der Dachdecker Böſener und Martha Mörs (Kl. Brauhausſtr. 8).
Der Polizeiſergeant Kienhorn und Hedwig Ladewig Albert Schmidtſtraße 3 und
Lerchenfeldſtraße 19). Der Arbeiter Jenſch und Barbara Lowicki (Bremen). Der
Buchhalter Klotzbucher und Helene Rönnebeck Wallwitz und Leipzig).

Ceboren Dem Gaſtwirt Ranft ein S. Königſtraße Dem Zeitungsträger
Braune eine T. (Steg 19). Dem Barbier Werner ein S. (Pfännerhöhe 34). Dem
e Wergien ein S. (Neunhäuſer Dem Kutſcher Bültemann ein S. rig
ſtraße 85). Dem Bergmann Edel eine T. (Klinik). Dem Heilgehilfen Knobloch eine
(Thomaſiusſtraße 47)

Geſtorben: Der Kaufmann Biertümpfel, 61 J. Delitzſcherſtraße 90). Des Bremſer
Zöhler T., 1 Mon. (Am Bahnhof 4). Des Polizeiſergeant Sommierfeld S., 6 J.(Mittelſtraße 16). Der Arbeiter Banſe, 62 J. (Eliſabeth-Krankenhaus). Des DienerPiſer T., 4 Mon. Brunoswarte 36). Des Stellmacher Boße T. Margarete, 1 J.
(Ludwigſtraße 49). Des Werkmeiſter Urban S., 2 W. (Merſeburgerſtraße 150). Des
Arbeiter Zöllner S., 7 J. (Schwetſchkeſtraße 14). Des Handelsmann Bohn T., 2 W.
Delitzſcherſtraße 112). Des Bildhauer Nötzei S., totgeb. (Klinik). Des Maurer
Schäffner T., 10 J. (Klinik). Des Halteſtellen-Vorſtehers Schacher Ehefrau, 26 J.
(Klinik). Der Sekretär Spengler, 57 J. (Prinzenſtraße 11). Des Gärtner Wagner T.,
g Mou. (Domplatz 8).

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Geiſtſtraße 21, 1. Hof rechts.

Geöffnet nur Werktags von 91
und 4--8 Uhr.

Unentgeltliche Auskunftserteilung in gewerblichen Streitig-
keiten über Kranken-, Unfall-, Alters- und Jnvalid:täts Ver.ſicherung, über Arbeiterſchutz, Vereins- und Serſammmlungsrecht-

ſowie über das Fabrikinſpektorat u w

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.
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